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Bremen/Hannover. In Bremen hat es seit
Jahresbeginn 88 sogenannte Impfdurchbrü-
che gegeben. Dabei handelt es sich um Fälle,
bei denen sich Personen mit dem Coronavi-
rus infiziert haben, nachdem sie vollständig
geimpft waren. Nach Angaben der Gesund-
heitsbehörde war besonders die Gruppe der
20- bis 39-Jährigen mit 39 Fällen betroffen.
Sowohl in Bremen als auch in Niedersachsen
ist der Anteil von Infizierten unter den ins-
gesamt Geimpften sehr niedrig.

Angesichts von 434.000 durchgeimpften
Bremerinnen und Bremern entsprechen 88
Durchbrüche einem Anteil von 0,2 Promille.
In Niedersachsen sind von Januar bis Juni in
diesem Jahr 261 Menschen trotz einer voll-
ständigen Impfung inklusive 14-tägiger War-
tezeit an Covid-19 erkrankt. Dies teilte das
Gesundheitsministerium in Hannover mit.
Mehr als 4,3 Millionen Niedersächsinnen
und Niedersachsen seien vollständig ge-
impft. Damit liegt hier die Quote der Impf-
durchbrüche bei 0,06 Promille.

Die Bremer Zahlen beruhen auf telefoni-
schen Befragungen von Infizierten zur Kon-
taktnachverfolgung. Die Ergebnisse werden

noch einmal von Ärzten auf mögliche Wider-
sprüche geprüft und ausgewertet, erläutert
Lukas Fuhrmann, Sprecher der Gesundheits-
behörde. Von den rund 40 Geimpften, die in
den vergangenen vier Wochen erkrankt sind,
musste niemand stationär behandelt wer-
den. „Die Symptome waren Husten, Kopf-
schmerzen, Fieber und Frösteln“, berichtet
Fuhrmann.

„Die Impfung ist und bleibt der wirk-
samste Schutz vor einer Infektion mit dem
Corona-Virus“, sagt Niedersachsens Gesund-
heitsministerin Daniela Behrens (CDU). „Die
Wahrscheinlichkeit, dass sich eine Person
trotz vollständiger Impfung mit dem Virus
ansteckt, ist sehr niedrig, aber nicht null.“
Komme es zu einer Ansteckung, sei die Vi-
ruslast stark reduziert, die Menschen hätten
in der Regel einen milden Infektionsverlauf.

Das bestätigt Sebastian Springer, Profes-
sor für Zellbiologie an der Jacobs University
Bremen (JUB). „Impfstoffe sind nicht in ers-
ter Linie dazu gedacht, Infektionen komplett
zu vermeiden. Durch sie wird aber bei einer
Infektion der Verlauf der Erkrankung erheb-
lich abgemildert und zudem die Anste-
ckungsgefahr gesenkt, die vom Infizierten
ausgeht.“ Der Wissenschaftler betont: „Das
gilt auch für geimpfte Wiedererkrankte: Sie

haben ein viel geringeres Risiko, schwer zu
erkranken.“

Fuhrmann fast die Erkenntnis aus der Bre-
mer Erhebung so zusammen: „Impfen hilft“.
Auch Behrens appelliert, sich unbedingt
impfen zu lassen. „Nur wenn ausreichend
Menschen geimpft sind, wird der Herbst gut.
Und nur so kommen wir einer Normalität,
wie wir sie kennen, näher“, betont die Minis-
terin. „Die Impfung ist der wirksamste Weg
aus der Pandemie.“

Könnte eine sogenannte Booster-Impfung,
also eine dritte Injektion ein halbes Jahr nach
der Zweitimpfung, die Zahl der Durchbrüche
noch verringern? „Bei den Impfstoffen gegen
Sars-CoV-2 sind wir quasi noch in der Erpro-
bungsphase“, sagt Springer. „Aber nach den
Erfahrungen mit vielen anderen Impfstoffen
kann man sagen, dass Booster-Impfungen
die Zahl der Durchbrüche senken.“

Die Gesundheitsminister wollen beson-
ders gefährdeten Gruppen von September
an erneut eine Impfung ermöglichen. Dazu
gehören sehr alte Menschen, Pflegebedürf-
tige und Patienten mit einer Immunschwä-
che. Springer mahnt jedoch, das Gesamtbild
im Auge zu behalten: „Die Forderung der
WHO, mit den Drittimpfungen in den Indus-
trieländern noch zu warten, ist berechtigt,

Covid-Infektionen bei Geimpften selten
In Bremen und Niedersachsen liegen die Fälle im Promillebereich – Erkrankungen verlaufen milder
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solange die Impfrate in weiten Teilen der
Welt noch gering ist. Denn je mehr Infizierte
es global gibt, umso mehr Varianten des Vi-
rus entstehen.“

Fuhrmann verweist zudem darauf, dass in
Bremen die über 60-Jährigen zu 88 Prozent
durchgeimpft seien. Den vergleichsweise ho-
hen Anteil der 20- bis 39-Jährigen bei den ins-
gesamt seltenen Impfdurchbrüchen erklärt
er sich auch mit der Aktivität dieser Alters-
gruppe: „Die gehen eben aus, ins Fitnessstu-
dio oder Feiern.“ Insgesamt gebe es hier die
höchsten Inzidenzen.

Dass die Wirkung der Covid-Impfstoffe bei
Älteren schneller nachlässt, hält Springer
nicht für erwiesen. „Nach jeder Impfung
nimmt die Konzentration der Antikörper im
Blut ab, auch bei Jüngeren“, erklärt der Wis-
senschaftler. „Corona-Impfstoffe rufen aber
auch eine Gedächtnis-Antwort der B- und
T-Zellen hervor, wobei die letzteren auch Va-
rianten des Virus bekämpfen können. Ge-
dächtnis-Antworten sind allerdings nur
außerordentlich kompliziert zu messen.“ Aus
einem niedrigen Antikörper-Wert allein, wie
er häufiger bei Älteren einige Zeit nach der
Impfung gemessen werde, lasse sich nicht
schließen, dass der Körper keine Immunant-
wort mehr geben kann.
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Koblenz/Köln. Staatsanwaltschaften in Ko-
blenz und Köln haben nach der Flutkatast-
rophe Mitte Juli Ermittlungen gegen den
Landrat des besonders betroffenen rhein-
land-pfälzischen Landkreises Ahrweiler, Jür-
gen Pföhler (CDU), eingeleitet. Es gehe um
den Anfangsverdacht der fahrlässigen Tö-
tung und fahrlässigen Körperverletzung
durch Unterlassen am Abend des Hochwas-
sers vom 14. Juli, teilte die Koblenzer Behörde
mit. Die Ermittlungen in Nordrhein-Westfa-
len richten sich gegen unbekannt, erklärte
die Kölner Staatsanwaltschaft. Dort gehe es
um den Verdacht der Baugefährdung im Zu-
sammenhang mit dem Einsturz der Blesse-
mer Kiesgrube.

Der Anfangsverdacht der Koblenzer
Staatsanwaltschaft richtet sich gegen den
Landrat, weil dieser laut Gesetzeslage „mög-
licherweise die Einsatzleitung und alleinige
Entscheidungsgewalt hatte“. Außerdem ging
es um ein weiteres Mitglied des Krisenstabs,
das nach den derzeitigen Erkenntnissen die
Einsatzleitung „zumindest zeitweise über-
nommen hatte“, erklärte die Staatsanwalt-
schaft. Ihr zufolge besteht der Anfangsver-
dacht, dass ein entsprechendes Unterlassen
jedenfalls für einen Teil der Todesfälle und
der entstandenen Personenverletzungen
„(mit)ursächlich“ geworden sei.

Ermittlungen gegen
Ahrweiler Landrat
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Berlin. Bundesarbeitsminister Hubertus
Heil (SPD) will die bestehende Kurzarbei-
ter-Regelung verlängern. „Kurzarbeit war
und ist unsere stabile Brücke über ein tiefes
wirtschaftliches Tal“, sagte Heil der „Rheini-
schen Post“. Die Arbeitslosigkeit gehe zu-
rück, das sei erfreulich. „Angesichts der Tat-
sache, dass es in einer Reihe Branchen noch
konjunkturelle Störungen gibt, halte ich es
für sinnvoll, vorsorglich die bestehenden Re-
gelungen für Kurzarbeit bis zum Ende des
Jahres zu verlängern“, so er Minister.

Derzeit können Betriebe, die bis 30. Sep-
tember Kurzarbeit einführen, erleichterte
Zugangsbedingungen zum Kurzarbeitergeld
in Anspruch nehmen. Ein Unternehmen
kann demnach Kurzarbeit anmelden, wenn
mindestens zehn Prozent der Beschäftigten
vom Arbeitsausfall betroffen sind; norma-
lerweise müssen es mindestens 30 Prozent
sein. Auch Leiharbeitskräfte können Kurz-
arbeitergeld bekommen.

Heil will Kurzarbeit
verlängern
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Familienanzeigen ．．．．．．．．．．．．．．．．．．．． 29-36
Fernsehen ．．．．．．．．．．．．．．．．．．．．．．．．．．．．．．．．．．27
Lesermeinung ．．．．．．．．．．．．．．．．．．．．．．．．．．．．．13

Rätsel & Roman ．．．．．．．．．．．．．．．．．．．．．．．．．．．．19
Reise ．．．．．．．．．．．．．．．．．．．．．．．．．．．．．．．．．．．．． 38-40
Tipps & Termine ．．．．．．．．．．．．．．．．．．．．．．．．．．．10

Für Nageb-Chef Rainer Frerich-Sagurna sind Bremen und Bremerhaven
die Lebensmittel-Hauptstädte Deutschlands. Um dieser Rolle gerecht zu
werden, soll es im Land einen Ort für Start-ups der Branche geben.

Mehr Gäste als im Sommer 2020, aber lange noch nicht so viele wie vor
Corona: Die 27 Jugendherbergen in Bremen und der Umgebung hoffen
auf die Rückkehr der Schulklassen im Herbst. Anfragen gibt es bereits.

Clemens Fritz, Werders Leiter Profifußball, hatte am
Donnerstag noch verkündet, dass Josh Sargent (Foto)
länger in Bremen bleiben könnte. Am Freitag war der
Stürmer aber schon weg. Sargent wollte beim Pokal-
spiel gegen Osnabrück nicht mehr dabei sein und
teilte das Trainer Markus Anfang mit. Der Grund: Der
US-Nationalspieler wechselt nach England zu Norwich
City – für eine Ablösesumme im zweistelligen Millio-
nenbereich. Damit sei das Geld für Zugänge
vorhanden, sagte Werders Sportchef Frank
Baumann und kündigte baldige Verstär-
kungen an.
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21Josh Sargent verlässt Werder

Herbergen weiter mit Gästeminus

Die Hauptstädte der Lebensmittel
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… bekommt der Neandertaler, der in dem
Museum am ersten Fundort in Mettmann
ausgestellt ist, einen dunkleren Teint. Das
hat nichts mit einem Trend zu mehr Viel-
falt in deutschen Naturkundemuseen,
sondern lediglich mit dem Stand der Wis-
senschaft zu tun. Aktuelle Forschungen
legen nahe, dass die Neandertaler offen-
bar keinen so bleichen Teint gehabt hät-
ten wie vielfach in Nachbildungen darge-
stellt, erklärt Museums-Direktorin Bärbel
Auffermann. Als Jäger und Sammler
seien die Neandertaler fast ständig dem
Sonnenlicht ausgesetzt gewesen und hät-
ten zudem viel Vitamin D über die Nah-
rung aufgenommen. Die Nachbildung
eines freundlich lächelnden älteren Man-
nes mit Speer wird ab Oktober mit neuer
Hautfarbe zu sehen sein. Im Moment
steht sie allerdings noch weit fern vom
Tageslicht: im Keller.

ÜBRIGENS …

DPA

Marseille. Die Bundesregierung stuft
größere Teile Südfrankreichs als Coro-
na-Hochrisikogebiet ein. Von Sonntag an
gelte das für die Regionen Okzitanien,
Provence-Alpes-Côte d‘Azur sowie die
Insel Korsika und auch für einige franzö-
sischen Überseegebiete, teilte das Robert
Koch-Institut am Freitag mit. Die Nieder-
lande sind nach einem Rückgang der In-
fektionszahlen nicht mehr Hochrisikoge-
biet – mit Ausnahme der Landesteile in
Übersee.

Menschen, die aus einem Hochrisiko-
gebiet nach Deutschland einreisen, müs-
sen eine digitale Einreiseanmeldung aus-
füllen. Rückkehrer, die nicht geimpft oder
genesen sind, müssen in Quarantäne. Ein
sogenanntes Freitesten mit einem fri-
schen Negativ-Nachweis ist frühestens
nach fünf Tagen möglich.

Delta-Variante bei 97 Prozent
Im Zuge der stärkeren Ausbreitung der
Delta-Variante des Coronavirus hat sich
die Sieben-Tage-Inzidenz in Deutschland
innerhalb eines Monats etwa vervier-
facht. Während es Anfang Juli vom RKI
hieß, dass mindestens die Hälfte der Neu-
infektionen auf Delta zurückgehe, sind
es derzeit 97 Prozent.

Gesundheitsämter könnten nicht mehr
alle Infektionsketten nachvollziehen,
hieß es. Die Zahlen zu Krankenhauspa-
tienten und Behandlungen auf Intensiv-
stationen liegen weiter auf einem „nied-
rigen Niveau“.

Südfrankreich wird
Hochrisikogebiet
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Alle aktuellen Daten aus der Region unter weser-kurier.de
Zahlen in Klammern: Veränderung zum Vortag
*Gesamtzahl bisher verabreichter Impfstoffdosen/Anteil
aller bisher Geimpften an der Gesamtbevölkerung
QUELLEN: RKI.de/Stand: 6.8., 3.14 Uhr/8 Uhr, **Korrektur RKI
Senatorin für Gesundheit/Stand: 6.8., 15 Uhr
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24,1
35,2

Letzte sieben Tage / 100.000 Einwohner

Bremen (Stadt)
Bremerhaven
Niedersachsen 17,2

S eit diesem Freitag werden im
Impfzentrum auf der Bremer Bür-

gerweide Kinder und Jugendliche ab
einem Alter von zwölf Jahren geimpft.
Mehr als 100 junge Bremerinnen und
Bremer haben, begleitet von mindes-
tens einem Elternteil oder Sorgebe-
rechtigten, das Angebot genutzt. Für
16- und 17-Jährige gibt es bereits seit
einigen Wochen eine eigene Impf-
straße in dem Zentrum.

Kinder
sind an
der Reihe
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Klaus Stuttmann

Polens Demokratie
am Scheideweg

D
ie polnische Regierung und
die PiS-Partei von Jaroslaw
Kaczynski schleifen die De-
mokratie im Nachbarland –
zunehmend durch die Hin-

tertür. Die Meldungen haben sich in den
vergangenen Wochen gehäuft: Zum drit-
ten Mal innerhalb von drei Monaten hat
der Europäische Gerichtshof (EuGH) für
Menschenrechte Polen verurteilt, weil die
Regierung die unabhängige Justiz ein-
schränkt.

Die EU-Kommission hat gegen die so-
genannten LGBT-freien Zonen (Deutsch
für Lesben, Schwule, Bi- und Transsexu-
elle) ein Verfahren eingeleitet: Sie wirft
Polen vor, nicht angemessen auf eine
Befragung zu den Zonen geantwortet zu
haben, die einige Regionen und Kommu-
nen eingeführt haben. Beispielsweise
verbieten sie ein angebliches „Propagie-
ren von Homosexualität in Schulen oder
im öffentlichen Leben“. Menschen mit
anderer als einer heterosexuellen Orien-
tierung werden also mit staatlicher
Unterstützung offen diskriminiert.
Einem Fragenkatalog des EuGH für Men-
schenrechte muss sich das Land bis Sep-
tember wegen des umstrittenen Qua-
si-Abtreibungsverbots stellen, gegen das
im vergangenen Jahr Zehntausende auf
die Straße gingen.

Auch von Pressefreiheit kann nicht
mehr die Rede sein – jegliche Kritik an
der Regierungspartei PiS (Recht und Ge-
rechtigkeit) soll im Keim erstickt werden.

Der aktuelle Versuch: Ein Gesetzentwurf
zum Verbot außereuropäischer Beteili-
gungen an polnischen Medien, von dem
vor allem der Fernsehsender TVN24 be-
troffen ist. Er ist einer der wenigen, der
im polnischen Fernsehen noch kritisch
gegen die PiS berichtet. TVN24 gehört
dem US-amerikanischen Konzern Disco-
very an. Es gibt zahlreiche weitere Bei-
spiele, die den dramatischen Abbau der
Pressefreiheit in Polen belegen: Eine Zei-
tungsgruppe wird vom staatlich kontrol-
lierten Ölkonzern Orlen aufgekauft, die
Chefredakteure werden ausgetauscht.
Reporter werden bei Protesten von der
Polizei gewaltsam angegangen, kritische

Zeitungen finanziell ausgeblutet. Die
Regierung zieht Werbeaufträge zurück;
staatlichen Einrichtungen und Firmen
untersagt die PiS, Abonnements regie-
rungskritischer Zeitungen zu verlängern.
Ein Prozess, der für ein Land der Europäi-
schen Union unvorstellbar sein sollte.

An diesem Freitag verkündete die Prä-
sidentin des Obersten Gerichts, die um-
strittene Disziplinarkammer für Richter
bis zum 15. November auf Eis zu legen.
Die EU-Kommission hatte sie für rechts-
widrig erklärt und mit einer Geldstrafe
gedroht. Das Problem mit der Kammer:
Die Mitglieder werden vom politisch kon-
trollierten Landesjustizrat ernannt, sie
kann Richter suspendieren und Druck

auf sie ausüben. Damit sollte dafür ge-
sorgt sein, dass die Entscheidungen im
Justizsystem möglichst PiS-konform aus-
fallen.

Nach außen sieht es also so aus, als
würde die Regierung gegenüber der EU
einknicken. In Wirklichkeit muss diese
Reaktion nur als ein weiterer Versuch
gewertet werden, Zeit zu schinden, um
Strafzahlungen zu vermeiden. Schon vor
Monaten versprach PiS-Chef Kaczynski
Änderungen im Justizsystem – getan hat
die Regierung von sich aus nichts, bis die
EU den Druck erhöhte.

Auch wenn Regeln geringfügig verän-
dert werden: Kaczynski und seine natio-
nalkonservative Partei werden neue
Wege finden, um weiter an der Abschaf-
fung der demokratischen Strukturen zu
schrauben. Die PiS versucht, seit sie 2015
an die Macht kam, systematisch Polens
Rechtsstaatlichkeit zu schädigen und ein
autokratisches System zu etablieren, das
die vermeintlichen Werte der katholi-
schen Kirche an oberster Stelle sieht.
Solange die PiS Regierungspartei bleibt,
wird sich das nicht ändern – zu ideolo-
gisch verankert ist unter ihren Mitglie-
dern das antiquierte Weltbild der „tradi-
tionellen polnischen Familie“, die es an-
geblich zu schützen gilt, zu ausgereift die
Idee eines nationalistischen Regimes.

Der größte Hoffnungsträger für Polens
Demokratie bleibt daher der ehemalige
EU-Ratspräsident Donald Tusk, der als
Oppositionsführer die Bürgerplattform
PO als einzige machtpolitische Alterna-
tive neu aufstellen will. Das wird nicht
einfach: Tusk wird von der PiS und regie-
rungsnahen Medien seit jeher als Feind
inszeniert.

Patricia Friedek
über die PiS-Regierung

patricia.friedek@weser-kurier.de

Von Pressefreiheit
kann nicht mehr

die Rede sein.

PiS-Parteichef Jaroslaw Kaczynski: Er wird neue Wege finden, um die Demokratie in Polen weiter abzubauen.
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Frankfurter Allgemeine Zeitung

Leipziger Volkszeitung

Ludwigsburger Kreiszeitung

Freies Wort (Suhl)

über die Flut-Ermittlungen: „Nach reiflicher
Prüfung hat die Staatsanwaltschaft Koblenz
jetzt entschieden, wegen des Anfangsver-
dachts fahrlässiger Tötung zu ermitteln. Es
ist gut möglich, dass dieses Verfahren, unab-
hängig von seinem Ausgang und anders als
in einem politischen Untersuchungsaus-
schuss, nicht nur eine präzise Rekonstruk-
tion des Geschehens erlaubt, sondern auch
Anlass zu neuem Nachdenken über die Funk-
tion des Landrats und des Schutzes vor Ort
gibt. Es sollte deutlich werden, wie verant-
wortungsvoll das Amt des kommunalen Kri-
senmanagers ist, der schnell im Blickpunkt
des ganzen Landes stehen kann. Seine be-
rechtigte Haftung sollte nicht abschreckend
wirken. Gerade vor Ort, nicht nur in Brüsse-
ler oder Berliner Parlamentssesseln, braucht
das Land gute Leute.“

über die Olympischen Spiele: „Zur Ruhe
kommt die olympische Bewegung nach den
Notspielen von Tokio nicht. Schon in weni-
ger als einem halben Jahr sollen die Winter-
spiele von Peking eröffnet werden. Corona
dürfte dann nicht verschwunden sein. Dazu
kommt eine noch nicht absehbare politische
Dimension. Das Europäische Parlament hat
den Institutionen und EU-Mitgliedsstaaten
empfohlen, Einladungen für Regierungsver-
treter und Diplomaten abzulehnen, solange
die chinesische Regierung keine nachweis-
bare Verbesserung der Menschenrechtssitu-
ation nachweist. Die USA haben ihrerseits
Protestmaßnahmen angekündigt.“

über Olaf Scholz: „Mit Wumms, Geld und Ge-
lassenheit bekommt der SPD-Kanzlerkandi-
dat langsam Rückenwind für seine Kampa-
gne und seine Ambitionen, nach dieser Bun-
destagswahl das höchste Regierungsamt zu
besetzen. Wahlkämpfer wissen: Umfragen
sind Wellen. Mal ist man oben, mal wieder
unten. Über Monate kam die gebeutelte SPD
in der öffentlichen Zustimmung nicht von
der Stelle, regelrecht festgemauert bei 15 Pro-
zent. Aber nun bewegt sich etwas. Drei Pro-
zentpunkte plus im aktuellen ARD-Deutsch-
landtrend bringen die geprüfte deutsche So-
zialdemokratie beinahe auf die Höhe der
Grünen. Das Rennen läuft, der Ausgang ist
nach jetzigem Stand völlig offen.“

über das Büro der Zukunft: „Vielmehr haben
Manager erkannt, dass der verbreitete
Wunsch nach mobiler Arbeit Sparpotenziale
eröffnet. Wenn viele Kollegen nur noch ta-
geweise ins Büro kommen, braucht nicht
mehr jeder einen festen Schreibtisch. Bei der
Reduzierung von Büroflächen sollten die
Unternehmen aber maßvoll vorgehen. Zu
den Schattenseiten der Arbeit im Homeof-
fice gehört, dass Anregungen fehlen, die sich
ganz beiläufig im Flurgespräch oder beim ge-
meinsamen Kaffee ergeben. Entscheidend
für das Büro der Zukunft sollte sein, wie sich
die Arbeit am besten organisieren lässt –
nicht das Sparpotenzial. Und Unternehmen
sollten die Ausstattung von Heimarbeitsplät-
zen finanziell unterstützen.“

Von einer Panne
zur nächsten

E rst hatte er kein Glück, und dann
kam auch noch Pech dazu. Dieser
abgewandelte Satz eines früheren

Bundesligaspielers umschreibt anschau-
lich die Situation von Armin Laschet. Der
Kanzlerkandidat von CDU und CSU stol-
pert von einer Panne zur nächsten: wider-
sprüchliche Interviewaussagen, irritie-
rende Bilder aus dem Hochwassergebiet,
kraftloses Schweigen zum Fall des
CDU-Rechtsauslegers Hans-Georg Maa-
ßen. Nun meldet der Spiegel auch noch,
Laschet habe für sein 2009 erschienenes
Buch „Die Aufsteigerrepublik“ noch etwas
mehr abgekupfert, als ohnehin bekannt
war.

Für sich betrachtet lohnt diese Nachricht
nicht das Aufheben, das um sie gemacht
wird. Politikerbücher sind Maßkonfektion
– kaum jemand macht von ihrem Inhalt
seine Wahlentscheidung abhängig. Aber
Laschet macht sieben Wochen vor der
Wahl so viel falsch, dass die Angelegenheit
ungut an Gewicht gewinnt. Die Umfrage-
werte für CDU und CSU liegen mittlerweile

bei bedenklichen 27 Prozent. Und das bei
einer Wahl, die erstmals ohne Angela Mer-
kel stattfindet.

Und immer dann, wenn es scheint, als
fasse der Nordrhein-Westfale wieder Tritt,
fährt ihm in Bayern Markus Söder in die
Parade. Erst vergangene Woche hat der
CSU-Vorsitzende von Laschet einen Neu-
start im Kampf um das Kanzleramt gefor-
dert. Und damit auch jeder versteht, dass
er der bessere Kandidat gewesen wäre, hat
Söder auch gleich noch das Datum für
Deutschlands Klimaneutralität von 2045
auf 2040 vorverlegt.

Für Laschet sind diese Angriffe genau
jenes „Pech“, von dem der Stürmer Jürgen
Wegmann seinerzeit sprach. Wie soll ein
Kanzlerkandidat der Union sich ohne Ge-
sichtsverlust gegen seinen engsten Partner
wehren?

Er kann es nicht. Söder weiß das und
spielt dennoch unfair. Dabei müsste er
wissen, dass es keine gute Idee ist, öffent-
lich den Kapitän zu demontieren. Nicht
umsonst hat der Franke 2018 Horst Seeho-
fer als CSU-Chef beerbt. Der hatte so lange
gegen Merkel geschossen, bis sie die CDU-
Spitze geräumt hat. Danach war auch See-
hofer fällig. Illoyalität schadet allen Betei-
ligten – auch Söder.

anja.maier@weser-kurier.de

Anja Maier
über Armin Laschet

Illoyalität schadet
allen Beteiligten

– auch Söder.
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Herr Geißler, Sie haben untersucht, was die
Bevölkerung dazu bringen könnte, sich imp-
fen zu lassen. Was haben Sie herausgefun-
den?
Ferdinand Geißler: Wir haben in einer reprä-
sentativen Online-Erhebung 20.500 Perso-
nen im Alter zwischen 18 und 75 Jahren be-
fragt und dabei experimentell getestet, wie
sich verschiedene Anreize auf die Impfbe-
reitschaft auswirken. Den Befragten wurden
hypothetische Szenarien vorgelegt, daran
wurde die Frage geknüpft, wie wahrschein-
lich es sei, dass sie sich unter diesen Umstän-
den impfen lassen. Unter den Befragten wa-
ren sowohl Bürgerinnen und Bürger, die
schon geimpft waren oder die grundsätzlich
bereit waren, sich impfen zu lassen, als auch
Unentschlossene und Personen, die nicht
vorhatten, zur Impfung zu gehen.

Welche Szenarien waren das?
Es ging um das Impfen beim Hausarzt, um
eine Geldprämie in Höhe von 25 oder 50 Euro
und um die Aussicht auf mehr Freiheiten für
Geimpfte. Die Anreize waren unterschied-
lich kombinierbar. Dazu muss man wissen,
dass wir die Daten im März erhoben haben,
als das Impfen beim Hausarzt und die Ein-
führung möglicher Privilegien für Geimpfte
noch diskutiert wurden. In den Analysen
können wir sehen, wie die einzelnen Strate-
gien unabhängig voneinander wirken.

Ist es nicht naheliegend, dass alle drei An-
reize zusammen am besten wirken: Haus-
arzt, Geld und Freiheiten?
Ja, so ist es. In der Kombination zeigt sich die
größte Wirkung, aber auch die einzelnen As-
pekte für sich überzeugen, bei den einen
mehr, bei den anderen weniger. Unentschlos-
sene reagierten am stärksten auf die Anreize.

Die Motive, sich zu einer Impfung bewegen zu
lassen, sind vermutlich ganz unterschiedlich.
Über die Motive können wir nur bedingt Aus-
sagen treffen, sie waren nicht Teil unserer Er-
hebung. Es ist rein spekulativ, ob beispiels-
weise eine Geldprämie wie eine Aufwands-
entschädigung angesehen wird oder aus
einem anderen Grund Wirkung zeigt. Genau-
eres konnten wir jedoch durch ergänzende
Analysen über die Impfbereitschaft in Zu-
sammenhang mit einem Hausarztbesuch in
Erfahrung bringen. Wir haben uns die Dis-
tanz der Befragten zum nächstgelegenen
Impfzentrum näher angeschaut und konn-
ten beobachten, dass diese eine Rolle spielt:
Bei denjenigen Befragten, bei denen das
nächstgelegene Impfzentrum sehr weit ent-
fernt ist, konnte die Impfbereitschaft durch
das Impfen beim Hausarzt deutlich stärker
erhöht werden als bei Befragten mit einer ge-
ringeren Distanz zum nächstgelegenen Impf-
zentrum. Offenbar sind der Aufwand und die
Kosten für den Weg zur Impfung mit ent-
scheidend.

„Man kann durch Anreize einiges erreichen“

Niedrige Hürden und kurze Wege helfen, die Impfquote zu erhöhen. Das zeigt eine Erhebung zu Impfanreizen von Sozialwissenschaftlern aus Berlin. FOTO: STEFAN SAUER

Die Idee, Impfmobile zu den Bürgern zu schi-
cken, wäre demnach zumindest ein Anreiz.
Für manche Menschen trifft das sicher zu.
Der Weg zum Impfzentrum scheint für man-
che eine nicht zu unterschätzende Hürde zu
sein. Auch die Größe des Zentrums und die
Sorge, sich dort eventuell nicht zurechtzu-
finden, können eine Rolle spielen.

Hat Sie ein Ergebnis überrascht?
Man konnte damit rechnen, dass man mehr
Menschen, vor allem unentschlossene, dazu
motivieren kann, sich impfen zu lassen. Mit
den drei getesteten, eher niedrigschwelligen
Anreizen kann man schon einiges erreichen,
vor allem, wenn sie kombiniert werden: In-
nerhalb der Gruppe der Unentschlossenen
kann die Impfbereitschaft so um bis zu 13
Prozentpunkte erhöht werden. Insgesamt
käme man nach unserer Erhebung, wenn
man alle unsere Anreize anböte, auf eine
Impfquote von rund 75 Prozent unter den
18-75-Jährigen, das sind acht Prozentpunkte
mehr als ohne jeden Impuls.

Die Methode wäre demnach: den Zugang er-
leichtern, mit Konsequenzen drohen und mit
Geld locken. Momentan wird vor allem über
Konsequenzen in Form von Einschränkun-
gen für Ungeimpfte gesprochen. Das scheint
auch zu ziehen ...

Freiheiten haben einen Einfluss, unbestrit-
ten. Das gilt vor allem für jüngere Menschen.
Bei älteren Befragten war das nicht ganz so
entscheidend. Da spielte das Impfen beim
Hausarzt eine größere Rolle.

Ihr Kollege sagt in einem „Spiegel“-Inter-
view: „50 Euro wirken, auch bei Impfgeg-
nern.“ Und wenn man mehr Geld auf den
Tisch legte? Die Ökonomin Nora Szech vom
Karlsruhe Institute of Technology hält 500
Euro für vertretbar – angesichts des Nut-
zens.
Es gibt bei der Geldprämie tatsächlich Ef-
fekte bei Personen, die sich selbst als nicht
impfwillig bezeichneten. Aber sie sind rela-
tiv gering und traten bei uns erst ab einem
Betrag von 50 Euro auf. Ein Betrag von 25
Euro hat in dieser Gruppe gar keine Wirkung
gezeigt. Es ist spekulativ, ob höhere Summen
viel mehr bringen würden. Wir können nur
zeigen, dass Geld grundsätzlich einen Effekt
auf die Impfbereitschaft hat. Die Politik
muss entscheiden, ob Geldprämien finanziell
und moralisch-ethisch vertretbar sind. Denn
was geschieht, wenn es weitere Impfungen
geben muss, vielleicht noch sehr lange - kann
man dann immer noch Geldprämien zahlen?
Damit haben wir uns nicht beschäftigt, aber
ich glaube nicht, dass Geld sozusagen das All-
heilmittel ist. Es geht bei der Impfung

schließlich auch um Eigeninteressen und So-
lidarität.

Das ist die Frage: Wie kann es sein, dass Men-
schen Anreize brauchen, um ihre eigene Ge-
sundheit und die ihrer Nächsten zu schüt-
zen, vor einer Krankheit, die unberechenbar
ist?
Bei denen, die angaben, sich nicht impfen
lassen zu wollen, gibt es vielfältige Gründe.
Es handelt sich nicht durchweg um Impfgeg-
ner oder Corona-Leugner. Wir haben da
nachgehakt – von mehr als 60 Prozent wur-
den Sorgen wegen starker Nebenwirkungen
oder langfristiger Folgen angegeben. Nur 20
Prozent sagten, dass sie Corona nicht für ge-
fährlich halten. Allerdings muss man dabei
berücksichtigen, dass wir die Daten bereits
im März erhoben haben, als in den Medien
gerade groß über die ersten Meldungen von
gravierenden Nebenwirkungen berichtet
wurde.

Das heißt, dass der Faktor Zeit ebenfalls eine
Rolle spielen dürfte ...
Wir werden im Laufe unserer Untersuchung
sehen, welchen Einfluss der Faktor Zeit hat.
Bislang haben wir nur die Daten der ersten
Befragungswelle analysiert. Derzeit stecken
wir in der dritten Befragungswelle, zwei
weitere werden folgen. Im Herbst werden

wir sehen, wie sich die Haltung zum Impfen
in der Theorie im Vergleich zur Praxis ver-
ändert und welche Folgen das für das tat-
sächliche Verhalten hat: Wer sich impfen
ließ, obwohl er es nicht vorhatte oder auch
umgekehrt, auch vor dem Hintergrund von
bestimmten Lockerungen für Geimpfte, die
es bereits gibt und die womöglich noch er-
weitert werden, wie es gerade diskutiert
wird.

Lassen sich die Ergebnisse Ihrer Erhebung
womöglich auf andere Bereiche übertragen
– könnte man beispielsweise die Wahlbetei-
ligung erhöhen, durch Geld oder geringeren
Aufwand?
Wir befinden uns in einer historisch einma-
ligen, besonderen Situation. Ob sich das auf
anderes Verhalten übertragen lässt, ist frag-
lich. Ganz andere Faktoren spielen eine Rolle.
Es geht beim Wählen nicht um die eigene Ge-
sundheit, beispielsweise. Deshalb würde ich
nicht so weit gehen und davon ausgehen,
dass sich unsere Ergebnisse eins zu eins auf
andere gesellschaftliche Fragen übertragen
lassen. Aber es lohnt sich sicherlich zu er-
gründen, welche Hürden Menschen vom
Wählen abhalten, ob sie wirklich so hoch sind
und wie man sie senken kann.

Das Gespräch führte Silke Hellwig.

Ferdinand Geißler
ist wissenschaftlicher
Mitarbeiter am Institut
für Sozialwissenschaften,
Lehrbereich Empirische
Sozialforschung, an der
Humboldt-Universität
(HU) Berlin. Er gehört
zum Forscherteam der

HU Berlin und des Wissenschaftszentrums
Berlin für Sozialforschung, das Impfanreize
untersucht.
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Von freiem Eintritt in Museen bis zur Anwerbeprämie

J e langsamer die Impfquote in Richtung
Herdenimmunität wächst, desto intensi-
ver wird überlegt, wie man weitere Bür-

ger überzeugen kann – ob mit guten Argu-
menten, mit räumlichem Entgegenkommen
oder mit Prämien aller Art. Thüringens
CDU-Fraktionschef Mario Voigt empfiehlt
einen „Impf-Soli“: Die Immunisierung könne
mit einem Abschlag des Krankenkassen-Bei-
tragssatzes um 0,1 bis 0,3 Prozentpunkte be-
lohnt werden, berichtet das „Ärzteblatt“.

Nachdem im thüringischen Sonneberg
eine Bratwurst als Zugabe die Zahl der Impf-
linge deutlich erhöht hat, wurde das soge-
nannte Bratwurst-Impfen an diesem Don-
nerstag im sächsischen Aue-Bad Schlema
wiederholt. Der Oberbürgermeister der
Stadt, Heinrich Kohl, stellte sich selbst an
den Grill und spendete die Würste.

Seit Mittwoch können Geimpfte in Sach-
sen auch von Gutscheinen und Rabatten pro-
fitieren – als „Dankeschön für ihren Beitrag
zur Pandemiebekämpfung“. Über ein Web-
portal können sich alle geimpften Sachsen
registrieren lassen, teilte der DRK-Landes-
verband mit, um Gutscheine aus den Berei-
chen Reise, Mode, Elektronik oder Gesund-

heit zu erhalten. Laut MDR war der Ansturm
zunächst so groß, dass das Anmeldeportal
zusammenbrach.

In München, berichtet die dort ansässige
„Abendzeitung“, habe die SPD/Volt-Fraktion
im Stadtrat „Freikarten als zusätzlichen
Impfanreiz“ vorgeschlagen, ob für „Museen,
Konzerte, Sportveranstaltungen, den ÖPNV
oder den Tierpark Hellabrunn“. FDP-Chef

Christian Lindner hatte Anfang Juli ebenfalls
„positive Anreize“ wie Gratis-Eintritt in Mu-
seen zur Überwindung der Impfmüdigkeit
empfohlen.

Dietmar Bartsch, Fraktionschef der Lin-
ken im Bundestag, befürwortet eine Geld-
prämie. „Alle Bürgerinnen und Bürger, die
geimpft sind, könnten einen Innenstadtgut-
schein über 50 Euro für Gastronomie oder

Einzelhandel erhalten“, sagte er der „Fun-
ke-Mediengruppe“. Sie dürften ausdrücklich
nicht über den Online-Handel eingelöst wer-
den. „Das wäre ein Konjunkturpaket über
drei bis vier Milliarden Euro für die Innen-
städte, die stark unter Corona gelitten ha-
ben.“

Forscher der TU Cottbus-Senftenberg und
der Uni Siegen plädieren laut der „Frankfur-
ter Allgemeine Zeitung“ für eine Belohnung
in Höhe von 200 bis 300 Euro. Sinnvoll sei
auch eine Anwerbeprämie: Geld für diejeni-
gen, die Freunde oder Verwandte zur Imp-
fung bewegten.

Das Bundesgesundheitsministerium äu-
ßert sich zurückhaltend zu Geldprämien.
„Hauptanreiz für eine Impfung sollte für alle
sein, sich und andere zu schützen“, heißt es
dort. „Entscheidend ist jetzt, niedrigschwel-
lig Impfangebote zu machen.“

Der niedersächsische Wirtschaftsminister
Bernd Althusmann (CDU) rät ebenfalls von
Anreizen wie Gutscheinen ab. „Wir müssen
jedenfalls niedrigschwelliger werden und ja,
vielleicht auch anbieten, zum Beispiel am
Rande von Wochenmärkten oder in Ein-
kaufszentren zu impfen“, sagte er den Part-
ner-Zeitungen der Neuen Berliner Redak-
tionsgesellschaft (NBR).

von Silke Hellwig mit dpa

Von Prämien jeder Art sieht das bremi-
sche Gesundheitsressort ab. „Wir sind
in Bremen an einer ganz anderen Stelle

als andere Länder, vor allem Sachsen. Unsere
Impfquote ist deutlich höher“, sagt Sprecher
Lukas Fuhrmann. Das Ressort setze weiter-
hin auf „niedrigschwellige, möglichst gezielte
und individuell zugeschnittene Angebote“.

Ein – bundesweites – Hindernis: „Wir wis-
sen relativ wenig über Geimpfte, die im nie-
dergelassenen Bereich geimpft wurden“, also
bei Hausärzten, sagt Fuhrmann. „Wir müs-
sen viel mehr wissen, um noch gezieltere An-
gebote machen zu können.“

Dennoch zeigten kurze Wege, Information
und Aufklärung, bestenfalls mehrsprachig,
weiterhin Wirkung. An diesem Freitag war
das Impfmobil im Güterverkehrszentrum
stationiert. In der kommenden Woche wird
es erstmals an der Schlachte stehen.

Unter anderem an diesem Sonnabend,
7.August, wird auch am Weserpark geimpft
(11 bis 18 Uhr). Das Management des Ein-
kaufszentrums belohnt die ersten 30 Impf-
willigen mit Freikarten für das Riesenrad,
das dort noch an diesem Wochenende auf-
gebaut ist.

„Möglichst
gezielte Angebote“

ELL

Im sächsischen
Aue-Bad Schlema
grillte der Oberbür-
germeister (links)
selbst beim
„Bratwurst-Impfen
gegen Impfmüdig-
keit“.
FOTO: HENDRIK SCHMIDT
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Umweltschützer werfen der Bundesregie-
rung vor, die geplante Moorschutzstrate-

gie verschleppt und damit für diese Legislatur-
periode verhindert zu haben. Damit sei Zeit im
Kampf gegen den Klimawandel verloren ge-
gangen, kritisierte für den Naturschutzbund
(Nabu) der Moor-Experte Felix Grützmacher.
Von einem „Armutszeugnis der Bundesregie-
rung“ sprach der Geschäftsführer der Suc-
cow-Stiftung, Jan Peters. Die Bundesregierung
schaffe es nicht, ihre selbst gesteckten Ziele
zu erfüllen. Im letzten Koalitionsvertrag hat-
ten sich Union und SPD vorgenommen, eine
Moorschutzstrategie zu verabschieden und
erste Maßnahmen noch in dieser Legislatur-
periode umzusetzen. Doch das Umweltminis-
terium und das Landwirtschaftsministerium
konnten sich nicht einigen. Die Strategie
werde nicht mehr in dieser Legislatur verab-
schiedet, teilte das Umweltministerium mit.
Schon den Entwurf hatten Umweltschutzorga-
nisationen als unzureichend kritisiert. Das
Foto zeigt den Bau einer Wassersperre zur Wie-
dervernässung von Moorflächen auf der Ost-
seeinsel Rügen

Moorschützer
kritisieren
Regierung

TExT: DPA/FOTO: BÜTTNER/DPA

Berlin/Brüssel. Deutschland hat im vergan-
genen Jahr trotz der Pandemie einen Rekord-
betrag in den europäischen Gemeinschafts-
haushalt eingezahlt. Nach aktuellen Berech-
nungen wurden 2020 netto etwa 19,4 Milliar-
den Euro nach Brüssel überwiesen. Frank-
reich steuerte unter dem Strich mit 9,5 Mil-
liarden Euro nur etwa halb so viel bei, Italien
mit rund 6,3 Milliarden Euro weniger als ein
Drittel. Der in absoluten Zahlen größte Net-
toempfänger war den Berechnungen zufolge
Polen, das aus dem EU-Haushalt 12,4 Milliar-
den Euro mehr herausbekam, als es ein-
zahlte. Danach folgten Griechenland mit 5,6
Milliarden Euro sowie Rumänien und Ungarn
mit je rund 4,7 Milliarden Euro.

Brisant sind die Zahlen vor allem wegen
der großen Geldflüsse nach Polen und
Ungarn. Beide Staaten stehen in der Kritik,
weil ihnen gravierende Verstöße gegen Prin-
zipien der Rechtsstaatlichkeit und andere
Grundwerte der EU vorgeworfen werden. Im-
mer lauter werden deswegen derzeit Stim-
men, die sich für eine Kürzung von EU-Zah-
lungen an Ungarn und Polen aussprechen.

„Wenn wir verhindern wollen, dass sich
Ungarn und Polen weiter zu Autokratien ent-
wickeln, muss die EU-Kommission die Aus-
zahlung von EU-Geld an Warschau und Bu-
dapest unmittelbar stoppen“, fordert zum
Beispiel der deutsche Grünen-Europaabge-
ordnete Daniel Freund. Selbst die Vizepräsi-
dentin des Parlaments, Katarina Barley

(SPD), äußerte sich jüngst ebenfalls klar in
diese Richtung.

Die sowohl für den EU-Haushalt als auch
für die Einhaltung der Rechtsstaatlichkeit in
der EU zuständige EU-Kommission wollte
die Zahlen auf Anfrage nicht kommentieren.
Die Brüsseler Behörde veröffentlicht seit ei-
niger Zeit nicht mehr die Bilanzen, weil sie
befürchtet, dass die Zahlen politisch instru-
mentalisiert werden könnten – zum Beispiel

von EU-Gegnern in den Nettozahler-Län-
dern.

Zudem wird in der Kommission darauf
verwiesen, dass der EU-Haushalt im Ver-
gleich zu den nationalen Budgets sehr klein
sei und dass sich der Nutzen der EU-Mitglied-
schaft nicht allein aus den Haushaltszahlen
ableiten lasse. So wird zum Beispiel argu-
mentiert, dass die finanziellen Vorteile, die
Exportnationen wie Deutschland durch
freien Warenverkehr haben, außen vor blie-
ben. Dies wird auch in Berlin so gesehen.

„Keine andere europäische Volkswirtschaft
profitiert so sehr vom EU-Binnenmarkt wie
die deutsche“, heißt es auf einer Webseite der
Bundesregierung. Deutschland zahle viel
Geld in den EU-Topf ein, profitiere aber noch
mehr davon. Wie viel Geld ein EU-Staat in
den Gemeinschaftshaushalt einzahlen muss,
richtet sich im Wesentlichen nach seinem
Anteil an der Wirtschaftskraft der EU.

Bedeutet die deutsche Lesart Entwarnung
für Ungarn und Polen? Vermutlich nicht.
Unter dem Druck von Ländern wie Deutsch-
land wurde im vergangenen Jahr ein neues
Instrument geschaffen, mit dem EU-Ländern
Mittel aus dem Gemeinschaftsbudget ge-
kürzt werden können, wenn wegen Rechts-
staatlichkeitsverstößen ein Missbrauch des
Geldes droht. Im Herbst sollen nach Anga-
ben der EU-Kommission die ersten Verfah-
ren auf den Weg gebracht werden.

Problematisch ist dabei allerdings, dass die
Mittelkürzungen eigentlich keine negativen
Auswirkungen auf den normalen Bürger ha-
ben sollen. Wie dies bewerkstelligt werden
soll, ist bislang unklar, weil der weit überwie-
gende Teil der EU-Ausgaben noch immer für
die Einkommenssicherung von Landwirten
gezahlt wird und auch das Geld zur Unter-
stützung vergleichsweise wirtschaftsschwa-
cher Regionen oder für Infrastrukturprojekte
oder Forschung zahlreiche Arbeitsplätze si-
chert.

Fest steht unterdessen schon jetzt, dass
sich die Bilanz für Deutschland in diesem
Jahr noch einmal verschlechtern wird. Bei

den Verhandlungen zum EU-Finanzrahmen
für die Jahre 2021 bis 2027 haben die Bundes-
republik und die anderen Nettozahler im ver-
gangenen Jahr eingewilligt, ihre Beiträge
noch einmal zu erhöhen, um den durch den
EU-Austritt des Nettozahlers Großbritan-
nien entstehenden Verlust weitgehend aus-
zugleichen. Nach der Einigung wird Deutsch-
land künftig jährlich brutto um die 40 Mil-
liarden Euro in den europäischen Haushalt
zahlen. In den vergangenen Jahren waren es
um die 30 Milliarden Euro gewesen. Eine
starke Erhöhung der Rückflüsse wird hin-
gegen nicht erwartet.

Deutschland zahlt Rekordsumme
Beitrag in EU-Gemeinschaftshaushalt könnte von 30 auf 40 Milliarden Euro brutto steigen

von AnsgAr hAAse

564 Islamisten im Visier
Zahl der Gefährder geht zurück – Bedrohungspotenzial bleibt hoch

Berlin. Die Polizeibehörden von Bund und
Ländern haben mittlerweile deutlich weni-
ger als gefährlich eingeschätzte Islamisten
auf dem Schirm als in den vergangenen Jah-
ren. Wie aus einer Antwort der Bundesregie-
rung auf eine schriftliche Frage des FDP-In-
nenpolitikers Benjamin Strasser hervorgeht,
waren im Juli bundesweit 564 Menschen im
Bereich „religiöse Ideologie“ als sogenannte
Gefährder eingestuft. Im Juli 2018 hatten die
Staatsschutz-Abteilungen noch 774 poten-
ziell gefährliche Islamisten im Visier gehabt.

Als Gefährder bezeichnet man im Bereich
der politisch motivierten Kriminalität Men-
schen, denen die Polizei schwere Gewaltta-
ten bis hin zu Terroranschlägen zutraut.
Neben den „Gefährdern“ schaue die Polizei
aktuell auch auf 529 „relevante Personen“
unter den Islamisten, heißt es weiter in der
Antwort der Regierung. Ihre Zahl war zuletzt
leicht gestiegen. Zum Kreis der „relevanten
Personen“ zählt, wer in der Szene als „Füh-
rungsperson“, als „Akteur“ oder als Logisti-
ker und Unterstützer agiert. Außerdem müs-
sen „objektive Hinweise vorliegen, die die
Prognose zulassen, dass sie politisch moti-
vierte Straftaten von erheblicher Bedeu-
tung“ verüben werden. Auch Kontakt- oder

Begleitpersonen eines Gefährders oder eines
Verdächtigen gehören zu dieser Gruppe.

Anlass für eine Entwarnung bieten die ak-
tuellen Zahlen aus Sicht der Sicherheitsbe-
hörden nicht. Das Bundesinnenministerium
betonte, diese seien nach wie vor „auf einem
hohen Niveau“. Auch nach der militärischen
Niederlage der Terrormiliz Islamischer Staat
(IS) in Syrien und im Irak gebe es große He-
rausforderungen, sagte Strasser. Alle be-
stehenden Programme für Prävention und
Deradikalisierung sollten durch unabhän-
gige Experten auf ihre Wirksamkeit hin über-
prüft werden.

Nicht nur Anbieter von Deradikalisie-
rungsprogrammen müssen ihre Methoden
ständig überprüfen. Auch die Werkzeuge,
mit denen die Polizei einschätzt, wie wahr-
scheinlich es ist, dass ein bestimmter Extre-
mist Gewalt anwendet, werden angepasst.
Damit Fehleinschätzungen wie 2016 nicht
mehr passieren. Weil er im Internet auf Por-
noseiten unterwegs war und Drogen ver-
kaufte, ging die Polizei davon aus, der abge-
lehnte Asylbewerber Anis Amri habe sich
vom militanten Salafismus distanziert. Die
Observation des späteren Weihnachts-
markt-Attentäters wurde eingestellt. Im De-
zember 2016 tötete er in Berlin zwölf Men-
schen.

von sebAstiAn engel

Polen reagiert auf EuGH-Urteil
Die Präsidentin des Obersten Gerichts in
Polen, Malgorzata Manowska, hat die umstrit-
tene Disziplinarkammer für Richter von eini-
gen ihrer Aufgaben entbunden. Sie ordnete an,
dass der Kammer keine neuen Disziplinarver-
fahren von Richtern oder Staatsanwälten über-
tragen werden, wie die Nachrichtenagentur
PAP am Freitag berichtete. Bereits einge-
reichte Anträge würden jedoch noch abge-
arbeitet. Der Europäische Gerichtshof (EuGH)
hatte Mitte Juli geurteilt, dass die Disziplinar-
kammer gegen EU-Recht verstößt, weil diese
„nicht alle Garantien für Unparteilichkeit und
Unabhängigkeit“ biete. Zugleich setzte der
EuGH dem EU-Mitgliedsland eine Frist bis
Mitte August, um die Entscheidung umzuset-
zen. Ansonsten hätten Polen Strafzahlungen
gedroht. DPA

„Keine andere europäische
Volkswirtschaft profitiert

so sehr vom EU-Binnenmarkt
wie die deutsche.“

Internetseite der Bundesregierung

„Propagandaerfolg der Taliban“
BGH-Richter kritisieren Darstellung vom Luftangriff in Kundus

Berlin. Zwölf Jahre nach dem Luftangriff im
afghanischen Kundus haben zwei Richter am
Bundesgerichtshof (BGH) eine falsche Dar-
stellung des Sachverhalts bemängelt. „Lei-
der hat sich in der Öffentlichkeit das Bild
festgesetzt, auf Anordnung des deutschen
örtlichen Kommandeurs sei ohne Vorwar-
nung in eine Menschenmenge bombardiert
worden, wobei über 100 Personen ums Leben
gekommen seien, darunter viele Zivilisten
und insbesondere Kinder“, schreiben der Vor-
sitzende Richter am BGH, Ulrich Herrmann,
und BGH-Richter Harald Reiter in der „Neuen

Juristischen Wochenschrift“. „Diese Darstel-
lung ist hinsichtlich der Opferzahl und
-eigenschaft sowie der angeblich unterblie-
benen Warnung schlicht falsch und beruht
letztlich wohl auf einem Propagandaerfolg
der Taliban.“ In der Berichterstattung über
den Fall sei es unterblieben, öffentlich zu-
gängliche Quellen zu nutzen, „die ein zuver-
lässiges Bild vom Sachverhalt vermitteln“.

US-Kampfflugzeuge hatten in der Nacht
zum 4. September 2009 zwei von den Taliban
gekaperte Tanklaster bombardiert. Angeord-
net hatte dies der deutsche Oberst Georg
Klein. Er befürchtete, dass die Fahrzeuge als
rollende Bomben benutzt werden könnten.

von CArsten hoffmAnn

Ein afghanischer
Polizist steht vor
einem ausgebrann-
ten Tanklastzug in
Kundus nach dem
von dem deutschen
Oberst Georg Klein
angeordneten Luft-
angriff.
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Weiter Debatte über Laschet-Buch

Berlin. Die Debatte über Fehler im Buch des
Unionskanzlerkandidaten Armin Laschet
von 2009 „Die Aufsteigerrepublik“ hält an.
Der frühere bayerische Kultusminister Hans
Maier, von dem Laschet Zitate übernommen
hat, nahm den CDU-Politiker in Schutz. Wie
das Nachrichtenmagazin „Spiegel“ berich-
tete, zeigt eine Analyse mindestens vier wei-
tere problematische Textstellen. Laschet
hatte am Freitag vor einer Woche erklärt, in
seinem Buch gebe es offenkundig Fehler, die
er verantworte. „Mindestens ein Urheber des
im Buch verwendeten Materials wird weder
im Fließtext noch im Quellenverzeichnis ge-
nannt.“ Dafür wolle er ausdrücklich um Ent-
schuldigung bitten. Um zu klären, ob es wei-
tere Fehler gebe, habe er unverzüglich die
Prüfung des Buchs veranlasst.

Maier erklärte am Freitag, er habe sich in-
zwischen vergewissert, dass Laschet in sei-
nem Buch sehr wohl ausdrücklich nament-
lich Bezug auf ihn und seine Äußerungen zu
Religionsfreiheit und Religionsfrieden
nehme. „Das war mir bisher unbekannt und
verändert die Sachlage grundlegend.“ Man
könne auf keinen Fall von einem Plagiat
sprechen. Ganz abgesehen davon handle es
sich bei dem Laschet-Text nicht um eine Dis-
sertation, bei der jedes Zitat ausdrücklich an
Ort und Stelle belegt sein müsse.

Ein Sprecher Laschets sagte: „Laschet hat
sowohl mit Prof. Hans Maier als auch Prof.
Salomon Korn korrespondiert und ihnen die
entsprechenden Textpassagen zur Verfü-
gung gestellt. Beide haben ihm ausdrücklich
bestätigt, dass sie sich durch die Nennung
ihres Namens mit Quellenangabe korrekt zi-
tiert fühlen und insofern jeweils auch als Ur-
heber des Grundgedankens eindeutig zu er-
kennen sind.“ Hintergrund ist, dass der „Spie-
gel“ schrieb, Laschet habe in dem Buch zwei
Sätze nahezu wortgleich aus einem Beitrag
Korns, des damaligen Vizepräsidenten des
Zentralrats der Juden, in der „FAZ“ übernom-
men. Diesen Zeitungsbeitrag erwähne La-
schet zwar im vorangehenden Absatz, aller-
dings folgten dann eigene Gedanken La-
schets und erst danach die übernommenen
Sätze.

Erneut
Plagiatsvorwürfe

DPA

Berlin. Bundesforschungsministerin Anja
Karliczek (CDU) schließt ein Ende des inner-
deutschen Flugverkehrs nicht aus, um die
Klimaschutzziele zu erreichen. Es bestehe
die Verpflichtung, sich dem Klimawandel
noch entschiedener entgegenzustellen,
sagte sie vor Veröffentlichung des neuen Be-
richts des Weltklimarats (IPCC) am Montag.
Sie erwarte, dass der Bericht die letzten
Zweifel daran ausräume, dass der Mensch
Hauptverursacher des Klimawandels seit Be-
ginn der Industrialisierung ist. Der Flugha-
fenverband (ADV) kritisierte solche Vor-
stöße. Rund ein Drittel des Flugverkehrs
gehe auf Umsteiger zurück.

Ministerin: Ende
innerdeutscher Flüge möglich

KLIMASCHUTZ

DPA

Kerpen. Der Aacher Weihbischof Johannes
Bündgens hat Einspruch gegen einen Straf-
befehl des Amtsgerichts Kerpen eingelegt.
Das teilte ein Gerichtssprecher am Freitag
mit. Mitte Juli hatte das Gericht den katho-
lischen Geistlichen in Abwesenheit zu einer
Bewährungsstrafe von neun Monaten wegen
Untreue verurteilt. Außerdem soll Bündgens
5000 Euro Geldbuße zahlen. Ob es allerdings
bei dem Einspruch bleibt, ist derzeit noch of-
fen. Die Staatsanwaltschaft wirft dem Geist-
lichen vor, die Vollmacht einer vermögenden
Witwe missbraucht und im Dezember 2017
und Januar 2018 knapp 128.000 Euro auf sein
Privatkonto überwiesen zu haben. Mittler-
weile hat er die Summe zurückgezahlt.

Weihbischof legt Einspruch
gegen Strafbefehl ein

UNTREUE

DPA

Tübingen. Der Kommandeur der Bundes-
wehr-Eliteeinheit KSK soll mehrere Feldärz-
tinnen angewiesen haben, ihn über bei Sol-
daten entdeckte rechtsradikale Tätowierun-
gen zu informieren. Die Staatsanwaltschaft
Tübingen leitete deswegen gegen Brigade-
general Markus Kreitmayr ein Ermittlungs-
verfahren wegen des Verleitens zu einer
rechtswidrigen Tat ein. „Die Ermittlungen
sollen bis Mitte September abgeschlossen
sein“, sagte Staatsanwalt Nicolaus Wegele
am Freitag. Der Kommandeur des letzten
deutschen Einsatzkontingents in Afghanis-
tan, Brigadegeneral Ansgar Meyer, löst Kreit-
mayr zum 1. September im Amt ab.

Staatsanwaltschaft ermittelt
gegen KSK-Kommandeur

NEUE VORWÜRFE

DPA
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Sydney. Seit Archie Roach im Jahr 1990 das
Lied „Took The Children Away“ (Sie haben
die Kinder weggenommen) herausbrachte,
gilt der Aborigine-Künstler als eine der wich-
tigsten Stimmen der australischen Urein-
wohner. Der tieftraurige Song ist so etwas
wie die Hymne der Stolen Generations – je-
ner „gestohlenen Generationen“ von Indige-
nen, die zwischen 1910 und 1970 ihren Fami-
lien entrissen wurden. In Heimen und Mis-
sionen sollten die Kinder „umerzogen“ wer-
den, ihre Herkunft und Sprache vergessen
und die Kultur der europäischen Einwande-
rer annehmen. Die Betroffenen leiden bis
heute, weil sie sich weder bei ihrem Volk
noch in der Welt der Weißen heimisch füh-
len.

Seit Jahrzehnten forderten Aborigines-Ver-
bände finanzielle Entschädigungen für die
Menschenrechtsverletzungen. Jetzt haben
sie einen wichtigen Sieg errungen: Die Re-
gierung in Canberra hat angekündigt, eine
solche Wiedergutmachung auf den Weg zu
bringen. Viele hatten schon nicht mehr da-
ran geglaubt. „Ich habe gleichzeitig geweint
und gelacht, meine Enkelin hat versucht,
mich zu beruhigen“, zitierte der australische
Sender ABC die 78-jährige Eileen Cummings.
Gleichzeitig sei sie traurig, dass viele Leid-
tragende dies nicht mehr erleben könnten.
Cummings wurde als Vierjährige aus dem
Siedlungsgebiet Arnhemland ihren Eltern
weggenommen und auf die Insel Croker Is-
land gebracht, wo es damals eine methodis-
tische Mission gab.

Viele sahen ihre Familien erst viele Jahre
später oder sogar nie mehr wieder. Schätzun-
gen zufolge waren zehn bis 30 Prozent aller
indigenen Kinder betroffen. Vorzugsweise
handelte es sich um gemeinsame Kinder von
Aborigines und Europäern, die ihren Eltern
buchstäblich aus den Armen gerissen und
zwangsweise in andere – oft weit entfernte –
Landesteile gebracht wurden.

Ureinwohner blieben lange ungehört
Das heikle Thema wurde zwar in Musik und
Film immer wieder behandelt, aber die For-
derungen der Ureinwohner blieben dennoch
lange ungehört. Eindrucksvoll erzählte 2002
etwa der australische Regisseur Phillip
Noyce von dem Grauen: Das Drama „Long
Walk Home“ erzählt die Geschichte von drei
Aborigine-Kindern, die nach ihrer Entfüh-
rung durch die Behörden 2000 Kilometer
durch das Outback immer an einem Zaun
entlang zu ihren Familien zurücklaufen.
Beim Lesen des Drehbuchs seien ihm die Trä-
nen gekommen, sagte Noyce. Jetzt weinen
viele Aborigines – vor Erleichterung: „Tränen
der Freude und des Schmerzes“, beschrieb
„ABC“ die Reaktionen.

378,6 Millionen australische Dollar (236
Millionen Euro) will die Regierung ab 2022
für die Entschädigungen aufwenden. Pre-
mierminister Scott Morrison sprach von
einem „seit Langem bestehenden Problem
von nationaler Bedeutung“, das nun ange-
gangen werde. Sprecher der indigenen Völ-
ker begrüßten den Vorstoß als wichtigen
Schritt. „Viele aus den Gestohlenen Genera-
tionen hatten das Gefühl, dass sie den Kampf
nie gewinnen könnten, dass die Regierung
warten würde, bis sie alle starben, bevor sie
etwas tut“, sagte Maisie Austin, die Leiterin
der „Stolen Generations Aboriginal Corpo-

ration“. Sie sprach von einem „sehr emotio-
nalen, sehr aufregenden“ Moment.

Überlebende bekommen auch die Mög-
lichkeit, ihre Geschichte einem Regierungs-
beamten zu erzählen, diese anerkennen zu
lassen und eine persönliche oder schriftliche
Entschuldigung zu erhalten. Dies könnte ein
wichtiger Schritt in Richtung Heilung des
australischen Traumas sein. Das Vorhaben
erinnert an die von Nelson Mandela einge-
setzte Wahrheits- und Versöhnungskommis-
sion, die in den 1990er-Jahren in Südafrika
Verbrechen während der Apartheid unter-
suchte. Opfer und Täter traten in einen Dia-
log, um eine Aussöhnung zu ermöglichen.

Ob das auch in Australien möglich ist,
bleibt abzuwarten. Aborigines leben zumeist
am Rande der Gesellschaft, sie sind oft von
Armut, Alkoholismus und Krankheit betrof-
fen. Das führt auch zu einer geringeren Le-
benserwartung. Laut Regierungsstatistiken
sterben Aborigines etwa acht Jahre früher
als andere Australier. Regierungschef Mor-

rison hofft, dass sich die Entschädigungen
„positiv auf die Gesundheit und das Wohl-
ergehen der Überlebenden von Stolen Gene-
rations, ihrer Familien und Gemeinschaften
auswirken werden“.

Ab März können Ureinwohner einen An-
trag stellen und eine einmalige Zahlung von
75.000 australischen Dollar (47.000 Euro) als
„Anerkennung des Leids“ sowie weitere 7000
australische Dollar (4400 Euro) zur „Erleich-
terung der Heilung“ erhalten. Die gestohle-
nen Jahre und die gestohlene Kultur kann je-
doch kein Geld zurückbringen. „Sie haben
uns mitgenommen, von der Brust unserer
Mutter gerissen und gesagt, dass es das Beste
sei“, heißt es im Lied von Archie Roach. Der
65-Jährige war selbst eins dieser Kinder. „Als
wir aufwuchsen, fühlten wir uns allein. Weil
wir uns weiß verhielten und dabei schwarz
fühlten“, singt er.

Hal Hart – als Zehnjähriger verschleppt
und heute 79 Jahre alt – bringt es auf den
Punkt: „Das Trauma, das ich alleine und ohne
meine Familie durchmachen musste, war
hart, ich leide noch immer darunter.“ Dann
fügt er hinzu: „Diese Entschädigung reicht
bei Weitem nicht aus, um das zu kompensie-
ren, was wir durchgemacht haben.“

Entschädigung für Aborigines
Australiens Premier zeigt Reue und kündigt Wiedergutmachung für Menschenrechtsverletzungen an

von Carola Frentzen

Kirchen unterstützten das System
Von Mitte des 19. Jahrhunderts bis in die
1970er-Jahren galten die Aborigines offiziell als
„minderwertige, zum Aussterben verurteilte
Rasse“. Als „rettenswert“ wurden lediglich Kin-
der von Eltern unterschiedlicher Ethnien gese-
hen. Zehntausende von ihnen wurden im Rah-
men der „Australien nur für Weiße“-Politik
ihren Eltern weggenommen, um in Heimen zu
„weißen“ und christlichen Werten erzogen zu
werden. Die katholische Kirche und die angli-
kanische Kirche waren als Träger von Missions-
schulen wesentliche Pfeiler des Unterdrü-
ckungssystems. 1996 entschuldigte sich die
katholische Kirche in Australien offiziell bei der
„Stolen Generation“. KNA

Trendwende ohne Lockdown
In den Niederlanden explodieren die Infektionszahlen, dann zieht die Regierung die Notbremse

Amsterdam. Dicht an dicht sitzen die Leute
an den Amsterdamer Grachten in der Sonne.
Küsschen zur Begrüßung, kaum einer hält
Abstand, keiner trägt Maske – die liegen al-
lenfalls im Müll. Gedränge in den Läden,
Grillparties in Parks. „Gezellig“, so wie es die
Niederländer eben lieben. Viele Urlauber
konnten fast ihren Augen nicht trauen. Wenn
sie nicht geimpft waren, dann drohte ihnen
nach der Heimkehr die Quarantäne. Nun
aber ändert sich das; ab Sonntag sind die Nie-

derlande laut Einschätzung der Bundesre-
gierung dank einer Verringerung der Infek-
tionszahlen nicht mehr Hochrisikogebiet. Al-
lerdings fühlte sich der Alltag im Nachbar-
land für deutsche Besucher auch vorher
schon beinahe so an wie vor Corona. Und das
bei Inzidenzen von über 100.

Doch nun ist die Trendwende da. Seit mehr
als zwei Wochen gehen die Zahlen der Neu-
infektionen in allen Regionen drastisch zu-
rück. Und das alles ohne Lockdown. Nur ein
paar Regeln gibt es: Maskenpflicht in Bus
und Bahn, Auflagen für Museen, Theater und

Kinos sowie andere Veranstaltungen. Die
Notbremse der Regierung hat gewirkt. Vor
etwa vier Wochen waren Premier Mark Rutte
und sein Gesundheitsminister Hugo de Jonge
zerknirscht vor die TV-Kameras getreten und
hatten sich entschuldigt. Sie hätten mit der
Lockerung fast aller Maßnahmen Ende Juni
einen „Einschätzungsfehler“ gemacht.

Der Fehler war folgenschwer. Kaum öffne-
ten Discos, und Clubs, und gab es wieder Fes-
tivals und Studentenpartys, explodierten die
Infektionszahlen um bis zu 500 Prozent. Bei
Jugendlichen von 18 bis 24 sogar um 850 Pro-
zent. Die Regierung zog die Notbremse. Das
Nachtleben stoppte, alle Gaststätten müs-
sen spätestens um Mitternacht schließen,
Festivals sind verboten. Und das war der
Hauptgrund für die Trendwende, analysiert
das Institut für Gesundheit und Umwelt. Zu-
letzt wurden in einer Woche 21.000 Neuin-
fektionen registriert, 44 Prozent weniger als
in der Vorwoche. Auch die Zahl der Covid-Pa-
tienten in Krankenhäusern stabilisiert sich.

Der zweite Grund für den rückläufigen
Trend ist die gut verlaufende Impfkampagne.
21,3 Millionen Impfdosen wurden im Land
mit 17 Millionen Einwohnern bisher ge-
spritzt. Etwa zwei Drittel der Erwachsenen
ist völlig geimpft, und mehr als 85 Prozent
haben zumindest eine Dosis erhalten. Am 13.
August will die Regierung entscheiden, wie
es weitergeht.

von annette BirsChel

In den Niederlanden
feiern die Menschen
während der Pande-
mie auf der Straße.
Um Mitternacht
müssen die Gaststät-
ten schließen.
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Tel Aviv/Beirut. Die libanesische Schiiten-
miliz Hisbollah hat ein von Israel besetztes
Gebiet mit mehreren Raketen beschossen.
Die israelische Armee berichtete am Freitag
von 19 abgefeuerten Raketen. Drei seien
noch im Libanon niedergegangen, zehn
seien von der Raketenabwehr „Iron Dome“
(Eisenkuppel) abgefangen worden, teilte Ar-
meesprecher Amnon Schefler mit. In einer
Mitteilung des Militärs hieß es, der Rest sei
auf freier Fläche eingeschlagen. Die Armee
habe daraufhin die Orte angegriffen, von
denen die Raketen abgefeuert worden wa-
ren. In Israel gab es zunächst keine Berichte
von Verletzten. Schefler sagte: „Nach unse-
rem Verständnis hat die Hisbollah absicht-
lich auf freie Flächen gezielt, um die Situa-
tion nicht zu eskalieren.“ Sie wolle damit le-
diglich demonstrieren, dass sie die Kontrolle
über den Südlibanon habe.

Die eng mit dem Iran verbündete Hisbol-
lah übernahm anschließend Verantwortung
für Beschuss auf „freie Flächen“ auf den
Schebaa-Farmen. Sie seien eine Reaktion auf
die Luftangriffe durch Israel am Donnerstag
gewesen, hieß es in einer Stellungnahme. Die
sogenannten Schebaa-Farmen gehören nach
Auffassung der Vereinten Nationen zu den
1967 von Israel besetzten syrischen Gebie-
ten. Syrien und einigen Parteien im Libanon
sehen das Gebiet jedoch als libanesisches
Territorium an.

Hisbollah beschießt
israelisches Gebiet

DPA

Gedenken an Atombombenabwurf

Hiroshima. Mit einer Schweigeminute ha-
ben die Menschen in Hiroshima des Abwurfs
der US-Atombombe auf die japanische Groß-
stadt vor 76 Jahren gedacht. Bei einer wegen
der Pandemie erneut stark verkleinerten Ze-
remonie rief Bürgermeister Kazumi Matsui
die Welt auf, einen Wandel von atomarer Ab-
schreckung hin zu einem vertrauensbilden-
den Dialog zu vollziehen. Um 8.15 Uhr Orts-
zeit, jenem Zeitpunkt, als der US-Bomber
Enola Gay am 6. August 1945 die erste im
Krieg eingesetzte Atombombe über Hiro-
shima abgeworfen hatte, hielten die Teilneh-
mer der Gedenkfeier eine Schweigeminute
ab. Währenddessen gingen in Tokio die
Olympischen Spiele weiter. Die Bitte Hiro-
shimas, auch während der Spiele eine
Schweigeminute abzuhalten, hatte das Inter-
nationale Olympische Komitee (IOC) unter
Leitung von Thomas Bach abgelehnt.

Viele in Hiroshima fühlten sich nach der
Absage durch das IOC von Bach „betrogen“,
schrieb die japanische Tageszeitung „Asahi
Shimbun“, die Sponsor der Spiele ist. Viele
Bürger hätten gedacht, dass Bachs Erfahrung
bei seinem kürzlichen Besuch in Hiroshima
bedeutend genug für das IOC wäre, der For-
derung der Stadt nach einer Schweigeminute
während der Spiele nachzukommen.
IOC-Sprecher Adams sagte, dass es während
der olympischen Abschlussfeier am Sonntag
ein Segment geben werde, wo an die Opfer
von Tragödien wie in Hiroshima gedacht
werde.

Zehntausende Bewohner von Hiroshima
waren beim Abwurf der amerikanischen
Atombombe sofort ums Leben gekommen,
viele andere starben später an den Folgen.
Insgesamt verloren bis Ende 1945 schät-
zungsweise 140.000 Menschen ihr Leben.
Drei Tage nach der gewaltigen Explosion in
Hiroshima warfen die USA eine zweite Atom-
bombe über Nagasaki ab. Kurz danach kapi-
tulierte das japanische Kaiserreich. Hiro-
shima ist heute ein weltweites Symbol für
Krieg – und für Frieden.

Schweigeminute
in Hiroshima

DPA

London. Nach dem Angriff auf einen Öltan-
ker im Persischen Golf haben die führenden
westlichen Industriestaaten den Iran für den
Vorfall verantwortlich gemacht. Die Außen-
minister der G7-Staaten verurteilten den
Vorfall, bei dem vor rund einer Woche der
rumänische Kapitän und ein britisches Be-
satzungsmitglied getötet worden waren, und
schrieben in einer gemeinsamen Erklärung:
„Alle verfügbaren Beweise weisen eindeutig
auf den Iran hin.“ Der angegriffene Öltanker
„Mercer Street“ wird von der Firma Zodiac
Maritime mit Sitz in Großbritannien verwal-
tet, die einen israelischen Vorsitzenden hat.
Zuvor hatten bereits Israel und Großbritan-
nien, aber auch Rumänien und die USA Te-
heran die Schuld zugesprochen.

G7-Industriestaaten
beschuldigen Iran

TANKER-ANGRIFF

DPA

Kabul. Mit der ersten Einnahme einer Pro-
vinzhauptstadt seit 2016 haben die Taliban
den Druck auf die afghanische Regierung
verstärkt. Sarandsch im Südwesten des Lan-
des sei an die Islamisten gefallen, bestätigte
die Vizegouverneurin der Provinz Nimrus am
Freitag. Lokalen Behördenvertretern zufolge
fiel die Stadt praktisch kampflos. Zuletzt war
2016 die Provinzhauptstadt Kundus im Nor-
den kurzzeitig von den militant-islamisti-
schen Kämpfern eingenommen worden. Sa-
randsch ist zwar mit 65.000 Einwohnern eine
vergleichsweise kleine Stadt, aber wegen
ihrer Lage an der Grenze zum Iran ist sie ein
bedeutender Handelsknotenpunkt und gilt
als Zentrum für Schmuggler.

Taliban erobern
Provinzhauptstadt

AFGHANISTAN

DPA

Chisinau. Rund einen Monat nach einer rich-
tungsweisenden Parlamentswahl hat die Re-
publik Moldau eine neue Regierung. Die
Mehrheit der 101 Abgeordneten bestätigte
am Freitag 13 Ministerinnen und Minister im
Amt, wie moldauische Medien berichteten.
Damit kann Präsidentin Maia Sandu bei
ihrem prowestlichen Kurs künftig auch auf
den Rückhalt der Regierung bauen. Ihre Par-
tei PAS hatte bei der Abstimmung am 11. Juli
die absolute Mehrheit geholt. Damit gibt es
in der Ex-Sowjetrepublik, die seit Jahrzehn-
ten zwischen Russland und Europa hin- und
hergerissen ist, nun ganz klare Machtver-
hältnisse. Sandu hatte ihrem verarmten
Land Reformen und Korruptionsbekämp-
fung in Aussicht gestellt.

Prowestliche Regierung
im Amt bestätigt

MOLDAU

DPA

Ein Aborigine wäh-
rend einer Räucher-
zeremonie im Baran-
garoo Reservat am
Australia Day im ver-
gangenen Januar.
Jahrzehntelang wur-
den Kinder der Ur-
einwohner ver-
schleppt und zu
Weißen „umerzo-
gen“. Jetzt zeigt die
Regierung Reue –
und verspricht Ent-
schädigungen.

FOTO: ARCHIV/DPA
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außer Betrieb setzen, droht der Viermillio-
nenstadt Athen ein totaler Stromausfall.
Der griechische Ministerpräsident Kyria-

kosMitsotakis schwor die Bürger ein: „Es lie-
gen harte Tage vor uns.“ Er warnte vor einem
„noch nie da gewesenen Zustand, weil die
vergangenen Tage derHitze und Trockenheit
dasLandineinPulverfassverwandelthaben“.
In Athen wurden 18 Menschen in die Kran-
kenhäuser eingeliefert, viele mit Atembe-
schwerden, aber auch mehrere Feuerwehr-
leute, die bei denLöscharbeitenVerbrennun-
gen erlitten hatten. Der Wind trieb immer
wiederRauchschwadenundAschepartikel in
die Stadt. Ärzte riefen die Bevölkerung in
Athen auf, sich mit FFP-Masken vor dem
Rauch zu schützen.
In der Umgebung des antiken Olympia im

Westen des Peloponnes wurden 32 Dörfer
evakuiert. Neben den griechischen Lösch-
flugzeugen waren auch Maschinen aus Zy-
pern, Schweden, Frankreich, Kroatien und
Rumänienbei derBrandbekämpfung imEin-
satz. In der Türkeiwütendie Flammenvor al-
lem in den Feriengebieten umMarmaris und
Bodrum an der Ägäisküste sowie im Hinter-
land von Antalya an der türkischen Riviera.
Von200FeuernwarenamFreitagzwölfnicht
unter Kontrolle. Staatspräsident Recep
Tayyip Erdogan sprach von den schlimmsten

Bränden in der Geschichte des Landes.Mehr
als 36000 Menschen mussten bereits evaku-
iert werden.
Oppositionspolitiker kritisieren, die Regie-

rung habe den Brandschutz jahrelang ver-
nachlässigt. So verfügt die Türkei über kein
einziges einsatzfähiges eigenes Löschflug-
zeug. Für die Brandbekämpfung mussten
MaschinenausRussland,demIran,Aserbaid-
schan und der Ukraine angemietet werden.
Inzwischen unterstützt auch die EU die Tür-
kei bei der Brandbekämpfung mit Flugzeu-
gen aus Kroatien und Spanien.
Möglicherweise könnten die Brandkatast-

rophen die beiden verfeindeten Nachbarlän-
der Griechenland und Türkei politisch näher
zueinander bringen. Der griechische Außen-
minister Nikos Dendias und sein türkischer
Kollege Mevlüt Cavusoglu vereinbarten am
Freitag telefonisch, dass sich beide Länder
künftig bei der Brandbekämpfung gegensei-
tig unterstützenwollen.
Klimaforscher Christos Zeref, der Chef der

griechischen Akademie für Forschung und
Innovation, warnt schon lange vor einer sol-
chen Katastrophe. Beunruhigend detailliert
hatte er die jetzige Feuersbrunst vergangene
Woche angekündigt. Griechenland sei vom
Klimawandel stark betroffen, dieWüstenbil-
dung im Land schreite voran.

„Das Land ist ein Pulverfass“
90 neue Feuer in 24 Stunden – Waldbrände in Griechenland und Türkei wüten weiter

Athen/Antalya. Bei den verheerenden Wald-
bränden in Griechenland und der Türkei
spitzt sich die Lage zu – vor allem inderNähe
von Athen. In der Türkei sind einige Feuer
nach wie vor außer Kontrolle. Mindestens
acht Menschen wurden in der Türkei durch
die Flammen getötet, einMann starb gestern
inGriechenlandandenFolgendesFeuers.Die
KüstenregionenAntalya,MarmarisundMilas
sind von den Bränden besonders betroffen.
Seit Tagen kämpfen Feuerwehren, Sol-

daten und Freiwillige nördlich der griechi-
schen Hauptstadt gegen riesige Brände. Am
Freitag wurden ihre schlimmsten Befürch-
tungen wahr. Kräftige Nordwestwinde ver-
trieben zwar die Gluthitze der vergangenen
Tage, fachtenaber die Flammenzu regelrech-
tenFeuerstürmenan. ZahlreicheOrtschaften
mussten evakuiert werden.
Binnen 24 Stunden gab es in Griechenland

landesweitetwa90 neueWaldbrände,wiedie
Feuerwehr am Morgen twitterte. Lösch-
mannschaften berichteten von zahlreichen
Explosionen. Am Nachmittag bedrohten die
Flammen ein großes Umspannwerk des
StromnetzbetreibersAdmiebei derOrtschaft
Agios Stefanos. Sollte das Feuer die Anlage

Von Gerd HöHler
und AlexiA AnGelopoulou
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Bremen-Flughafen am
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Bundesamt für Seeschiff-
fahrt und Hydrographie
für den 07.08.2021

Ein Tief über Schottland sorgt imWestenMitteleuropas weiter-
hin für unbeständiges und nur mäßig warmesWetter. Im Osten
ist es dagegen heiter bis wolkig und überwiegend trocken.

ImOsten scheint
erst die Sonne,
während imNor-
den undWesten
Regengüsse und
Gewitter niederge-
hen. Später breiten
sich kräftige
Schauer undGe-
witter vonWest
nachOst aus. Ab
demNachmittag
besteht im Südos-
tenUnwetterge-
fahr durch Stark-
regen, Hagel und
Sturmböen. 17 bis
27 Gradwerden er-
reicht. DerWind
weht schwach bis
mäßig aus südli-
chen Richtungen.

DAS WETTER HEUTE IN DEUTSCHLAND DAS WETTER HEUTE IN EUROPA

BEOBACHTETES WETTER

WindrichtungundStärke:
Lufttemperatur (°C):
Luftfeuchtigkeit (%):
Luftdruck (hPa):
Max.Temp.am05.08.(°C):
Min. Temp. inderNacht
zum06.08. (°C):
Regenbis 7Uhr in l/qm:

S 2
19,6
84

1002,9
24,7

13,8
0,0
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Messwerte der Bremer Luftüberwachung:
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TäglichmehrfachaktualisierteWetterinformationen:www.weser-kurier.de
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Bei wechselnder Bewölkung entwickeln
sich einige Regenschauer, örtlich auch
kräftige Gewitter. Die Temperaturen stei-
gen auf 21 bis 23 Grad. Es weht ein schwa-
cher bis mäßiger, an der See teilweise fri-
scherWind aus Süd bis Südwest.
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Morgen und zu Beginn der neuenWoche
setzt sich das wechselhafteWetter mit Re-
genschauern und Gewittern weiterhin bei
uns fort. Höchsttemperaturen um 21 Grad
werden erreicht. ZurWochenmitte wird es
allerdings freundlicher und wärmer.

VORHERSAGE FÜR DIE NÄCHSTEN TAGEUNSERE REGION HEUTE

BIOWETTER

Bei Personenmit niedrigen Blutdruckwerten kommt es ver-
mehrt zu Kopfschmerzen und Schwindelgefühlen. Entspre-
chend vorbelasteteMenschenmüssen auchmit Migräneat-
tacken rechnen. Gräserpollen fliegenmeist schwach, Beifuß-
pollen teils in geringen, teils inmittleren bis hohenMengen.

Die US-amerikani-
sche Schauspielerin
Kate Bosworth (38)
und Ehemann Mi-
chael Polish (50) ha-
ben sich getrennt.
Auf Instagram gab
dasPaardasEndesei-
ner achtjährigen Ehe
bekannt. Zu einem
Foto, auf dem sich
die beiden ausgelas-

sen küssen, posteten sie eine längere Mes-
sage über den Beginn ihrer Liebe und die
Angst, dass sie einmal endenkönnte. „Unse-
reHerzensindvoll,dennwirwarenniezuvor
so verliebt und so zutiefst dankbar füreinan-
der, bei dieser Entscheidung, uns zu tren-
nen“, schrieb das Paar. Sie würden nun ei-
nander loslassen, aber ihre Liebe werde nie-
mals enden.
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Pop-Ikone Cher (75),
Rocker Iggy Pop (74)
und Sängerin Rita Ora
(30): Bilder prominen-
ter Musikerinnen und
Musiker zieren die
2022er Ausgabe des Pi-
relli-Kalenders. Foto-
graf ist Sänger Bryan
Adams (61), der seine
Kolleginnen und Kol-
legen in Los Angeles

und auf Capri ins rechte Licht rückte. Ge-
meinsam mit dem italienischen Reifenher-
steller hat Adams einen entsprechenden Ti-
telgewählt: „OnTheRoad“ (Unterwegs). „On
the road bin ich seit 45 Jahren, denn das Le-
ben einesMusikers besteht aus Straßen und
Reisen“, wurde er zitiert.
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29 Millionen euro wert

Kokain in Boot gefunden
Acajutla. In einemBoot vor der Küste El Sal-
vadors istKokain imWertvon34,2Millionen
US-Dollar (rund 29Mio. Euro) entdecktwor-
den.DieMarine fingdasMotorboot vor dem
Pazifikhafen Acajutla ab. An Bord waren et-
wa 1370 Kilo Kokain sowie sechs Personen:
drei Mexikaner, zwei Ecuadorianer und ein
Kolumbianer. dPa

sechs tote

Wasserflugzeug abgestürzt
Ketchikan. Beim Absturz eines Wasserflug-
zeugs in den FjordenAlaskas sindnach ersten
Erkenntnissen alle sechs Insassen ums Leben
gekommen. Neben dem Piloten starben fünf
Kreuzfahrtpassagiere des Schiffs „Nieuw
Amsterdam“, das imHafen von Ketchikan am
südöstlichenZipfelAlaskasvorAnker lag–na-
he der Grenze zu Kanada. Der Flug war Teil
eines Landgangprogrammes. dPa

statistik

Senioren trinken mehr
Brüssel. JungenLeutenwird oft nachgesagt,
dasssiezuviel trinken–Seniorenkonsumie-
ren aber am häufigsten Alkohol in der EU –
so die Statistikbehörde Eurostat. Nach den
Daten von 2019 trinkt nur ein Prozent der 15-
bis 24-Jährigen täglich, im Vergleich zu
16 Prozent der Menschen über 75. Der Kon-
sumsteigemit demAlter. Insgesamt trinken
8,4 Prozent der Europäer täglich. dPa

Aufgegeben: Einsatzkräfte haben in der Nähe des Dorfes Akcayaka (Türkei) stundenlang gegen einen Waldbrand gekämpft, doch das
Feuer brennt noch immer – jetzt müssen sie abziehen. Foto: EMrE tazEgul/dPa

Schweizerin auf
Phuket ermordet?

Phuket. Auf der thailändischen Urlaubs-
insel Phuket ist eine Schweizerin tot aufge-
funden worden. Indizien deuteten darauf
hin, dass die 57-Jährige zunächst vergewal-
tigt und dann ermordet worden sei, berich-
tete die „Bangkok Post“.
Die Frau, die Mitte Juli im Rahmen eines

Modellprojekts für Tourismus in Corona-
Zeiten auf die größte Insel des Königreichs
gereist war, sei tot imWasser liegend in der
Nähe eines abgelegenen Wasserfalls im Sü-
den der Insel entdeckt worden. Die Leiche
war demnachmit einer schwarzen Plane be-
deckt, inderNähewurdenShorts, einSmart-
phone und ein Reisepass gefunden. Behör-
denangaben zufolge liegt der Tod der
Schweizerin wahrscheinlich nicht mehr als
drei Tage zurück. Das Opfer soll aus Singa-
pur angereist sein.
Die Polizei nahm Ermittlungen auf. dPa

leute
US-Popstar Taylor
Swift (31) bringt ihre
Fans mit einem Video
zu ihrem neuen Al-
bum „Red (Taylor’s
Version)“ zum Rät-
seln. Die kurze Video-
sequenz, die Swift am
Donnerstag (Ortszeit)
auf Twitter und In-
stagram veröffent-
lichte, zeigt einen Tre-

sor, der sich öffnet und aus demBuchstaben
kommen, die – scheinbar – unverständliche
Wörterbilden.Dazu istGesangzuhören,der
klingt, als werde er rückwärts abgespielt.
Die Sängerin schreibt dazu nebulös:
„…drückt absenden“, „lacht wahnsinnig“
und „Level: beiläufig grausam im Namen
der Ehrlichkeit“.
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ROHSTOFFE
Baumwolle (NY) cts / b 06.08. 05.08.
Oktober 92,42 91,17
Dezember 91,70 90,68
März 91,33 90,39
Mai 90,69 89,79
Juli 89,42 88,61
Getreide/Futter (Chic.) cts/bsh 06.08. 05.08.
Weizen September 720,75 712,75
Mais September 555,25 555,75
Sojabohnen August 1.421,50 1.402,50
Sojaschrot August 358,80 356,90
Sojaöl August 63,65 62,47

METALLE&MÜNZEN
Edelmetalle & Metalle 06.08.

Gold, €/Feinunze 1.498
Silber, €/Feinunze 20,66
Kupfer, DEL-Notiz, €/100 kg 815,27
London, Blei ($/t) 2.362,00
London, Kupfer Grade A ($/t) 9.529,50
London, Nickel ($/t) 19.533,00
London, Zink, LME ($/t) 3.006,00
London, Zinn ($/t) 36.065,00
Barren und Münzen (€) Ankauf Verkauf
Gold (10 g) 472,50 516,50
Gold (100 g) 4.731,00 4.997,50
Gold (1 kg) 47.341,00 49.361,00
Silber (1 kg) 653,00 911,18
Koala Platin (1 oz) - 1.304,24
Krügerrand (1 oz) 1.474,00 1.549,00
Am. Eagle (1 oz) 1.473,50 1.652,00
Britannia (1 oz) 1.473,00 1.581,00
Maple Leaf (1 oz) 1.473,50 1.582,00
Austr. Nugget (1 oz) 1.473,80 1.582,00
Vreneli (20 Fr.) 276,50 309,50

SORTEN&DEVISEN
1€ ist aus Sicht der Bank Sorten Devisen
06.08. Ankauf Verkauf EZB
Austr. Dollar 1,50 1,71 1,5968
Dänische Kr. 7,09 7,85 7,4371
Brit. Pfund 0,81 0,88 0,8484
Hongk. Dollar 7,86 10,66 9,1827
Japan. Yen 123,97 138,11 129,64
Kanad. Dollar 1,41 1,57 1,4763
Kroat. Kuna 6,09 9,23 7,4978
Norw. Kr. 9,80 11,07 10,4230
Poln. Zloty 4,08 5,21 4,5563
Schwed. Kr. 9,74 10,89 10,1683
Schweizer Fr. 1,03 1,11 1,0724
Singapur Dollar 1,41 1,85 1,5952
Südafrik. Rand 15,37 19,36 17,0983
Thail. Baht 32,13 45,30 39,3590
Tschech. Kr. 21,66 28,07 25,4130
Türk. Lira 9,67 10,65 10,1385
Ungar. Forint 300,69 430,76 352,72
USA 1,12 1,25 1,1807

Aktienkurse in €, Schweiz = CHF, Dax, MDax und SDax = Xetra Handel (Ende um 17:30 Uhr), die übrigen
Präsenzhandel. Vz = Vorzugsaktie; Dividende = ausgeschüttete Jahres-Beträge in Landeswährung einschließlich
eventueller Boni. Barren/Münzen = Degussa Goldhandel. Nikkei-Index = © Nihon Keizai
Shimbun, Inc. * = Preis vom Vortag oder letzt verfügbar. Angaben ohne Gewähr. Quelle

IBM 6,51 122,60 +1,87 125 90,26
Intel 1,32 45,89 +0,77 57,50 37,15
Johnson&Johnson 3,98 147,24 +0,90 148 116
Kellogg 2,28 53,30 +0,34 60,58 47,00
KraftHeinz Co 1,60 31,64 +0,89 36,58 24,59
KSBVz 4,26 351,00 ±0,00 410 175
Kuehne +Nagel (CH)4,50 303,30 –0,43 328 160
KUKA 0,11 67,00 +3,08 67,80 32,30
Leifheit 1,05 43,35 +0,81 49,85 27,30
MAN 0,11 73,50 –0,27 74,30 38,50
Medion 0,69 15,50 –0,64 17,40 14,50
Mensch&Maschine 1,00 61,90 +0,16 67,40 45,00
Microsoft 2,19 245,20 +0,49 247 166
Mondelez Intern. 1,20 52,66 +0,69 55,05 44,00
MPCMünchmeyer 3,10 –1,27 3,58 0,99
MühlbauerHold. 1,50 47,40 –1,25 48,20 37,40
Nestlé (CH) 2,75 112,88 –0,14 117 95,00
Novartis (CH) 3,00 83,50 +0,24 86,92 70,42
Pfizer 1,52 38,22 +0,54 39,02 27,41
Procter &Gamble 3,24 120,38 +0,53 125 101
PSI Software 0,30 40,80 –4,90 44,60 20,10
RIB Software 0,98 39,60 –0,50 43,50 22,20
RocheHold. GS (CH) 9,10 353,25 –1,37 360 291
Roy. Dutch Shell A 0,65 17,57 +0,32 18,76 9,88
Siltronic 2,00 139,50 +0,61 147 70,00
Sixt Leasing 0,02 17,58 +1,15 17,60 14,96
SLMSolutionsGr. 18,20 –2,05 24,35 6,87
SNP 54,05 –2,26 64,60 41,15
Sony 55,00 87,28 –0,08 99,99 61,25
Stellantis 0,10 17,82 +2,31 17,94 5,18
Toyota 240,00 76,90 +0,29 77,88 54,60
TUI 3,93 +0,23 5,45 1,83
UBSGroup (CH) 0,37 15,41 +1,65 15,43 9,65
Vodafone 0,08 1,42 +1,72 1,68 1,12
Volkswagen 4,80 298,60 +3,11 365 133
WCMBeteil.u.Grund.0,11 5,46 +0,74 5,46 2,70
Westag&Getal.St. 0,34 28,40 ±0,00 30,00 23,00

S-DAX 16.684,27 +0,07%
Dividende 06.08. Veränd. 12Monats-

Schluss in% Hoch Tief
1&1 0,05 25,82 +2,22 27,12 17,11
Aareal Bank 0,40 21,06 +0,77 25,64 14,49
AdlerGroup 0,46 20,34 –0,68 29,72 20,10
ADVAOptical Net. 12,66 –2,47 14,04 5,93
Amadeus Fire 1,55 167,20 +0,12 171 86,70
Atoss Software 1,67 174,20 –0,91 203 107
BayWa 1,00 38,90 +1,43 43,80 25,90
Befesa 1,46 69,50 –0,86 71,00 31,35
Bilfinger 1,88 26,76 +0,45 33,24 13,98
BorussiaDortmund 6,38 ±0,00 6,62 4,17
Ceconomy 4,09 –0,15 6,02 3,02
CeWeStiftung 2,30 129,00 –0,31 138 81,00
DermapharmHold. 0,88 69,00 +0,44 77,00 40,79
Deutz 7,27 –1,29 7,47 4,31
DICAsset 0,70 15,62 +1,43 16,84 8,96
Drägerwerk Vz 0,19 76,55 –0,58 82,70 60,70
Dt. EuroShop 0,04 20,48 –1,06 21,40 9,28
Dt. Pfandbriefbank 0,26 9,34 +1,04 10,56 5,11
DWSGroup 1,81 40,88 +0,94 41,48 27,43
Eckert &Ziegler 0,45 123,60 –0,16 127 38,26
ElringKlinger 14,14 +2,09 18,18 5,21
Fielmann 1,20 63,50 –0,08 72,45 59,50
flatexDEGIRO 86,00 –1,38 119 36,70
Global FashionGrp. 11,38 –1,13 14,96 3,81
Grenke 0,26 37,05 +0,68 73,45 23,92
Hamborner Reit 0,47 9,50 +1,17 9,53 7,64
HamburgerHafen 0,45 19,97 +0,05 22,90 13,94
Hensoldt 0,13 14,38 –2,57 17,46 9,66
home24 14,39 –1,91 26,86 9,66
HornbachHold. 2,00 93,00 –0,05 103 69,70
Hypoport SE 513,00 –0,19 618 400
IndusHolding 0,80 36,15 +0,14 37,70 24,10
InstoneReal 0,26 27,25 +1,30 28,35 16,84
Jenoptik 0,25 29,80 +1,02 30,30 19,72
JostWerke 1,00 52,10 +3,58 57,80 31,00
Jungheinrich Vz 0,43 46,26 –1,41 48,04 24,92
Klöckner &Co. 12,70 +0,16 13,49 4,57
Krones 0,06 86,45 –3,46 90,45 48,26
KWSSaat 0,70 69,40 –0,86 80,90 61,10
LPKF Laser&Electr. 0,10 22,50 +2,37 33,35 15,28
Medios 36,20 +3,58 41,20 23,70
Metro 0,70 11,11 –0,94 11,73 7,35
Nagarro 124,00 –1,59 131 66,20
NewWork 2,59 260,00 +2,36 302 213
NormaGroup 0,70 44,28 –0,18 49,36 24,10
Patrizia 0,29 21,85 +4,55 26,95 18,88
Pfeiffer Vacuum 1,60 175,40 –2,01 193 150
RTLGroup 3,00 50,55 +7,23 52,20 27,16
S&T 0,30 20,34 –1,93 25,46 15,10
SAFHolland 12,55 +0,72 14,49 5,52
Salzgitter 32,58 +0,49 33,34 11,87
Schaeffler Vz 0,25 7,56 +1,27 8,44 4,99
SGLCarbon 9,34 –4,98 10,88 2,58
Siltronic 2,00 138,70 –0,18 147 68,98
Sixt 116,30 –1,94 133 61,35
SMASolar Techn. 0,30 47,06 +1,16 71,80 27,08
Stabilus 0,50 68,00 +0,29 72,55 40,98
Stratec 0,90 126,80 –5,79 145 94,40
Südzucker 0,20 12,76 +0,39 17,76 11,24
SüssMicroTec 25,25 –1,75 29,80 13,16
Takkt 1,10 13,82 –0,72 14,46 8,98
Talanx 1,50 37,02 +1,70 37,10 24,72
Traton 0,25 27,16 +0,97 28,46 15,82
Vantage Towers 0,56 29,00 +0,35 30,35 23,97
Verbio Verein. Bio. 0,20 52,05 +0,97 53,35 11,08
Vossloh 1,00 44,40 +0,23 45,80 29,85
WackerNeuson 0,60 26,02 –1,06 26,48 14,32
WestwingGroup 37,60 +0,70 54,35 13,84
ZealNetwork 0,90 40,90 ±0,00 46,50 32,60
zooplus 284,20 –0,91 300 125

TEC-DAX 3.790,21 –0,74%

M-DAX 35.566,41 –0,45%
Dividende 06.08. Veränd. 12Monats-

Schluss in% Hoch Tief
Airbus ° 116,90 +0,29 121 57,87
Aixtron 0,11 22,51 –1,70 23,56 8,84
AlstriaOffice 0,53 17,89 +0,22 18,84 10,50
Aroundtown 0,07 6,90 +0,58 7,16 3,86
Aurubis 1,30 76,60 +0,95 87,74 54,72
Auto1Group 37,45 –7,19 56,76 34,46
Bechtle 1,35 177,85 –0,22 191 144
Beiersdorf 0,70 106,20 –0,42 108 81,86
Brenntag 1,35 85,72 –0,88 87,08 49,91
Cancom 0,75 55,80 –1,86 57,66 32,98
Carl ZeissMeditec 0,50 192,35 –2,04 200 88,30
Commerzbank 5,31 +2,49 6,87 3,92
CompuGroupMed. 0,50 74,30 –0,07 85,40 59,40
CTSEventim 59,44 +0,20 60,86 32,88
Dürr 0,30 42,78 +1,66 43,16 23,72
Encavis 0,28 15,62 –0,32 25,55 13,26
Evonik Industries 1,15 29,14 +0,83 31,00 20,43
Evotec 36,71 –0,11 43,00 21,31
Fraport 56,44 –0,42 64,76 30,26
freenet 1,65 20,44 +0,15 22,90 14,82
Fuchs Petrolub Vz 0,99 43,58 –0,68 49,70 36,26
GEAGroup 0,85 38,05 –0,96 38,62 27,40
Gerresheimer 1,25 87,80 –1,35 104 81,30
GrandCity Prop. 0,22 23,08 +0,17 24,06 18,93
Hann. Rückvers. 4,50 149,00 +2,44 158 121
Healthineers 0,80 57,86 –0,86 58,74 35,58
Hella 60,46 +0,53 61,90 35,36
HelloFresh 76,10 –2,46 89,10 36,20
Hochtief 3,93 68,70 –0,06 88,55 60,75
HugoBoss 0,04 50,60 –0,82 53,46 19,40
K+S 12,09 +0,21 13,35 5,13
KionGroup 0,41 89,14 –0,27 93,28 63,26
Knorr-Bremse 1,52 97,08 +0,21 117 89,88
Lanxess 1,00 62,10 –0,32 67,38 42,34
LEG Immobilien 3,78 133,30 –0,82 135 110
Lufthansa 9,38 –0,47 12,96 6,85
MorphoSys 44,63 –3,81 118 43,88
Nemetschek 0,30 78,06 +0,75 79,26 50,95
Nordex 16,45 +0,98 27,26 9,39
Porsche Vz 2,21 91,02 +1,00 102 44,45
ProSiebenSat.1 0,49 15,90 +4,78 19,00 9,19
Puma 0,16 106,80 –0,65 110 64,66
Qiagen 44,36 –0,54 46,95 36,00
Rational 4,80 954,00 –7,33 1.034 505
Rheinmetall 2,00 84,28 –0,09 93,80 61,08
Sartorius Vz 0,71 529,00 –2,83 546 320
Scout24 0,82 72,48 –0,38 79,80 60,30
ShopApotheke 121,20 –0,74 249 117
Software 0,76 42,24 +0,28 44,50 30,20
Ströer &Co. 2,00 67,65 –0,29 82,50 58,75
Symrise Inh. 0,97 125,85 +0,24 127 95,88
TAG Immobilien 0,88 28,57 –0,07 28,89 23,16
TeamViewer 25,96 –2,63 49,64 25,10
TelefónicaDtschl. 0,18 2,28 +0,40 2,63 2,10
thyssenkrupp 8,78 +1,79 12,03 3,82
Uniper 1,37 33,22 +1,00 33,33 25,18
United Internet 0,50 34,56 –1,87 43,88 29,35
Varta 2,48 160,40 +0,16 181 99,20
Wacker Chemie 2,00 128,70 –2,31 143 75,38
Zalando 92,50 –0,19 106 64,64

REGIONALEAKTIEN (Auswahl)
Dividende 06.08. Veränd. 12Monats-

Schluss in% Hoch Tief

artec technologies 3,75 ±0,00 4,54 2,98
BerentzenGroup 0,13 6,22 –0,64 6,74 5,06
Brem.Lagerhaus 0,11 12,00 ±0,00 13,30 11,30
Brilliant 39,00 ±0,00 49,00 33,00
CeWeStiftung 2,30 129,20 –0,15 138 81,50
Energiekontor 0,80 56,70 +0,71 65,00 24,50
EnviTec Biogas 1,00 29,30 +1,38 29,30 15,20
Frosta 1,60 87,80 +0,92 93,00 63,20
H+R 9,62 +1,69 9,66 3,80
MeVisMedical 0,95 32,60 ±0,00 36,40 30,40
Norddt. Steingut 7,50 +8,70 7,50 6,50
OHB 0,43 41,35 ±0,00 49,80 33,40
PNE 0,04 7,17 +0,28 8,97 5,08
Reed. H. Ekkenga 27,50 5.200 ±0,00 5.200 2.800
Trade&Value 2,00 ±0,00 3,48 1,90

WEITEREAKTIEN
Dividende 06.08. Veränd. 12Monats-

Schluss in% Hoch Tief
Adler Real Estate 11,80 +0,68 14,12 11,50
Allgeier 0,50 24,05 –1,43 28,20 9,87
Alphabet Inc. A 2.308 +0,48 2.342 1.197
AltriaGroup 3,40 40,30 +0,70 44,65 30,90
Amazon 2.840 –0,61 3.188 2.420
ArcelorMittal 0,30 29,65 +1,54 30,00 9,60
AT&T 2,08 23,82 +1,10 27,84 22,35
Aumann 17,66 –1,45 18,78 8,86
BBBiotech (CH) 3,60 89,65 +0,11 93,45 56,50
Biotest Vz 0,04 35,10 –1,96 36,20 22,20
BPPLC 0,26 3,62 +0,72 3,91 2,11
Brit. Am. Tobacco 2,10 31,50 –1,10 34,30 27,14
Cisco Systems 1,78 47,31 +0,58 47,31 30,06
Coca-Cola 1,64 48,14 +0,92 48,73 39,75
Credit Suisse (CH) 0,10 9,64 +1,97 13,50 8,50
CropEnergies 0,35 10,24 +0,79 16,38 9,70
DeutscheBeteilig. 0,75 37,75 –0,53 39,15 25,60
Dialog Semic. 64,42 +0,03 68,02 31,28
Elmos Semic. 0,52 33,65 +3,06 40,50 18,22
EricssonB 2,00 9,81 +0,44 12,00 8,90
Ernst Russ 3,60 +3,45 4,30 0,56
Eurokai 1,00 31,00 +2,65 32,00 21,20
Facebook 308,55 +1,28 318 201
FerratumOyj 0,18 4,95 +0,61 7,76 3,37
General Electric 0,04 88,42 +0,79 89,36 5,03
GerryWeber Intern. 20,20 ±0,00 24,40 2,00
GFTTechnologies 0,20 28,25 –0,35 29,30 8,85
Grammer 23,80 +1,28 28,50 13,40
GSW Immobilien 1,40 125,00 –3,85 139 96,50
Hapag-Lloyd 3,50 200,80 +0,40 206 42,10
HaweskoHldg. 2,00 59,80 +1,01 65,80 37,00
Highlight Comm. 0,17 3,92 ±0,00 4,12 3,42
HomagGroup 1,01 - - 53,50 36,20
Hornbach-Baum. 0,90 34,20 ±0,00 46,00 31,65

UEuro Stoxx 50 4.174,54
Veränderung zum Vortag +0,32%

UDax 15.761,45
Veränderung zum Vortag +0,11%

UNikkei 27.820,04
Veränderung zum Vortag +0,33%

UDow Jones 35.209,49
Veränderung zum Vortag +0,41%

DRohöl, Brent ($/Barrel) 70,51
Veränderung zum Vortag -0,94%

UUmlaufrendite -0,5500
Veränderung zum Vortag +0,01

DEuro in Dollar 1,1807
Veränderung zum Vortag -0,36%

DIE 30DAXWERTE ° = auch im Euro Stoxx 50
06.08. ± in % 12 Monate Div. Div. KGV
Schluss z. Vortag Tief Vergleich Hoch Rend. 2021

Adidas NA ° 310,55 WWWWW –1,72 241 336 3,00 0,97 40,07
Allianz vNA ° 197,72 +2,51 WWWWWWW 149 224 9,60 4,86 9,89
BASF NA ° 67,08 0,00 45,9 72,9 3,30 4,92 19,17
Bayer NA ° 47,02 +2,13 WWWWWW 39,9 59,6 2,00 4,25 13,06
BMW St. ° 82,12 +1,13 WWWW 54,2 96,4 1,90 2,31 9,89
Continental 115,18 +0,16 W 79,0 133 - 15,36
Covestro 54,10 WW –0,48 35,0 63,2 1,30 2,40 13,04
Daimler NA ° 76,03 +0,82 WWW 39,8 80,4 1,35 1,78 9,50
Deliv. Hero 131,15 +0,11 W 85,2 145 -
Dt. Bank NA 10,78 +1,43 WWWW 6,75 12,6 - 53,92
Dt. Börse NA ° 143,10 +0,53 WW 125 161 3,00 2,10 22,71
Dt. Post NA ° 57,68 WW –0,33 36,2 59,6 1,35 2,34 19,89
Dt. Telekom ° 17,69 +0,79 WWW 12,6 18,4 0,60 3,39 23,58
Dt. Wohnen 52,84 W –0,08 38,0 53,0 1,03 1,95 32,02
E.ON NA 10,44 +0,12 W 8,27 10,7 0,47 4,50 14,91
Fres. M.C.St. 67,26 W –0,12 55,2 75,1 1,34 1,99 17,94
Fresenius 44,85 +0,19 W 31,0 46,5 0,88 1,96 13,59
Heidelb.Cem. 75,66 WW –0,24 47,4 81,0 2,20 2,91 10,81
Henkel Vz. 87,98 +0,55 WW 81,4 99,5 1,85 2,10 20,46
Infineon NA ° 35,25 WW –0,34 21,3 37,3 0,22 0,62 41,47
Linde PLC ° 259,35 W –0,08 183 262 3,35 1,29 33,90
Merck 180,20 WWWWWWWWWWW –4,33 111 190 1,40 0,78 34,00
MTU Aero 211,20 +0,57 WW 130 225 1,25 0,59 38,40
Münch. R. vNA ° 234,40 +1,10 WWWW 194 269 9,80 4,18 11,52
RWE St. 30,52 WWW –1,04 28,4 38,7 0,85 2,79 16,96
SAP ° 124,84 WWW –0,75 89,9 143 1,85 1,48 31,21
Siemens Energy 23,64 +2,03 WWWWWW 18,4 34,5 -
Siemens NA ° 140,30 WWW –0,76 98,5 146 3,50 2,49 21,58
Vonovia NA ° 58,78 +0,55 WW 48,6 62,7 1,69 2,88 12,25
VW Vz. ° 206,80 +0,49 WW 123 252 4,86 2,35 8,46

EUROSTOXX 50 ohne deutsche Indextitel
06.08. ± in % 12 Monate Div. Div. KGV
Schluss z. Vortag Tief Vergleich Hoch Rend. 2021

AB Inbev 52,37 WW –0,30 44,0 65,7 0,50 0,95 17,75
Adyen 2.365 W –0,15 1279 2370 - 166,55
Ahold Delh. 26,44 +0,51 WW 21,5 26,6 0,90 3,40 14,29
Air Liquide 146,80 WW –0,34 124 153 2,75 1,87 26,69
Amadeus IT 54,28 +1,12 WWWW 39,2 66,2 1,18 2,16 217,12
ASML Hold. 667,60 WW –0,36 289 683 2,75 0,41 63,58
AXA 23,68 +1,57 WWWWW 13,4 24,1 1,43 6,04 8,77
Bco Santander 3,11 WWWW –1,06 1,45 3,53 0,19 5,99 8,89
BNP 52,24 +0,15 W 29,0 57,7 1,12 2,15 9,86
CRH 42,54 WW –0,47 28,9 44,4 0,96 2,25 18,91
Danone 61,92 WWWWWW –1,79 46,4 64,0 1,94 3,13 21,73
Enel 7,78 +0,63 WWW 6,78 9,00 0,36 4,60 14,15
Engie 11,54 WW –0,28 10,2 13,9 0,53 4,59 11,54
Eni 10,22 +0,41 WW 5,86 10,8 0,36 3,52 15,73
Essilor-Lu. 165,66 WWW –0,61 105 168 1,08 0,65 44,77
Flutter Ent. 145,50 +0,94 WWW 124 200 2,29 1,57 50,17
Iberdrola 10,18 WW –0,44 9,96 12,7 0,03 0,26 16,97
Inditex 28,64 +0,46 WW 21,0 32,6 0,35 1,22 26,04
ING Groep 11,54 +3,97 WWWWWWWWWWW 5,61 11,7 0,36 3,12
Intesa Sanp. 2,38 +1,91 WWWWWW 1,39 2,48 0,04 1,50 11,90
Kering 779,20 +0,41 WW 479 785 8,00 1,03 35,42
Kone Corp. 70,08 WW –0,45 63,9 75,7 2,25 3,21 33,37
L’Oréal 399,90 +0,67 WWW 269 400 4,06 1,02 50,94
LVMH 698,20 +0,52 WW 372 702 6,00 0,86 45,63
Pernod Ricard 187,90 W –0,11 131 189 2,66 1,42 28,91
Philips 37,68 +0,13 W 37,2 51,5 0,85 2,26 24,79
Prosus 72,01 +1,37 WWWW 66,0 110 - 17,35
Safran 112,82 +2,01 WWWWWW 81,4 127 0,43 0,38 35,26
Sanofi S.A. 86,15 +1,15 WWWW 74,8 89,5 3,20 3,71 18,33
Schneider El. 147,00 +1,11 WWWW 101 149 2,60 1,77 30,63
TotalEnerg. 37,98 +0,49 WW 24,7 42,1 2,64 6,95 12,66
Vinci 90,68 +0,49 WW 64,9 96,8 2,04 2,25 20,38
Vivendi 29,41 +1,41 WWWWW 23,2 32,1 0,60 2,04 24,51

DIEWICHTIGSTEN INDIZES IMÜBERBLICK
S&P TSX

20.475,42 +0,49%

Nasdaq 100
15.109,36 -0,48%

Bovespa
122.503,50 -0,22%

S&P SA 50
2.770,53 +0,61%

CAC 40
6.816,96 +0,53%

Stoxx Eur. 50
3.612,96 -0,03%

S&P UK
1.419,57 +0,06%

RTS
1.632,87 -1,24%

Nikkei 225
27.820,04 +0,33%

Hang Seng
26.201,02 -0,09%

All Ordinaries
7.806,50 +0,35%

2. Auto1 Group –2,90 WWWWWWWWWWW –7,19
3.Merck –8,15 WWWWWWW –4,33
4.MorphoSys –1,77 WWWWWW –3,81
5. Sartorius Vz –15,40 WWWWW –2,83

2. Allianz +4,84 +2,51 WWWW

3. Commerzbank +0,13 +2,49 WWWW

4. Hann. Rückvers. +3,55 +2,44 WWWW

5. Bayer +0,98 +2,13 WWWW

GEWINNER ausDax undMDaxVERLIERER
06.08. Veränd. € Veränd. % z.VT

1. ProSiebenSat.1 +0,73 +4,78 WWWWWWWW

Die Börsenkurse und der Marktkommentar sind ein Service der Oldenburgische Landesbank AG

Amsterdam AEX 767,82 –0,05%
Athen Comp. Index 893,47 –1,09%
Brüssel Bel 20 4.303 +0,22%
Madrid IBEX-35 8.879 +0,48%
Shanghai B-Index 260,91 +0,36%

Stockholm OMX 995,21 –0,85%
Stoxx Singapore 20 1.565 +0,38%
Tokio Topix 1.929 +0,02%
Wien ATX 3.572 +0,81%
Zürich SMI 12.176 –0,19%

DEVISENWECHSELKURSE

06.08.

Euro - 1,1807 0,8484 129,6400
US $ 0,8504 - 0,7206 110,2230
Pfund 1,1800 1,3876 - 152,9465
Yen 0,0077 0,0091 0,0065 -

GELDMARKT
FMH Finanzmarktdaten 06.08. in %
Festgeld bis 5000 €, 1 Jahr - - 0,37
Hypothekenzinsen (eff.) 10 Jahre 0,56 - 1,31
Deutsche Leitzinsen 06.08. in %
Bund-Future 176,53 (06.08.21)
Basiszinssatz (nach § 247 BGB) -0,88 (01.07.21)
Spitzenrefinanzierung 0,25 (18.09.20)
Einlagefazilität -0,50 (18.09.20)

INTERNATIONALERENDITEN
Auswertung nach Renditeabstand zu Deutschland
10-j. Staatsanleihen 06.08. Abstand 30.07.
Südafrika 8,960 +9,42 WWWWWWWWWW 8,825
Russland 6,995 +7,45 WWWWWWW 6,895
Neuseeland 1,618 +2,08 WW 1,522
USA 1,295 +1,75 W 1,232
Kanada 1,236 +1,69 W 1,187
Norwegen 1,215 +1,67 W 1,181
Australien 1,186 +1,64 W 1,181
Großbritannien 0,603 +1,06 W 0,564
Italien 0,572 +1,03 W 0,622
Griechenland 0,547 +1,00 W 0,598
Spanien 0,242 +0,70 W 0,267
Portugal 0,130 +0,59 W 0,175
Schweden 0,100 +0,56 W 0,093
Japan 0,010 +0,47 W 0,015
Irland -0,067 +0,39 W -0,058
Frankreich -0,121 +0,34 W -0,105
Belgien -0,130 +0,33 W -0,122
Dänemark -0,149 +0,31 W -0,147
Österreich -0,232 +0,23 W -0,213
Niederlande -0,341 +0,12 W -0,330
Schweiz -0,403 +0,05 W -0,394
Deutschland -0,457 -0,461

ANLEIHEN
Deutsche Coupon Laufzeit Kurs Rend.
Staatsanleihen in % 06.08. in %
Bund v. 11/21 2,250 04.09.21 100,20 -0,660
Bund v. 11/22 2,000 04.01.22 101,09 -0,721
Bund v. 12/22 1,750 04.07.22 102,22 -0,706
Bund v. 12/22 1,500 04.09.22 102,45 -0,776
Bund v. 13/23 1,500 15.02.23 103,50 -0,797
Bund v. 13/23 1,500 15.05.23 104,06 -0,789
Bund v. 13/23 2,000 15.08.23 105,73 -0,821
Bund v. 94/24 6,250 04.01.24 117,21 -0,830
Bund v. 14/24 1,750 15.02.24 106,56 -0,837
Bund v. 14/24 1,500 15.05.24 106,48 -0,829
Bund v. 14/24 1,000 15.08.24 105,56 -0,837
Bund v. 15/25 0,500 15.02.25 104,71 -0,838
Bund v. 15/25 1,000 15.08.25 107,38 -0,825
Bund v. 16/26 0,500 15.02.26 105,93 -0,808
Bund v. 16/26 0,000 15.08.26 103,90 -0,783
S. 174 16/21 0,000 08.10.21 100,11 -0,676
S. 175 17/22 0,000 08.04.22 100,47 -0,712
S. 176 17/22 0,000 07.10.22 100,88 -0,760
S. 177 18/23 0,000 14.04.23 101,35 -0,805
S. 178 18/23 0,000 13.10.23 101,78 -0,818
S. 179 19/24 0,000 05.04.24 102,18 -0,832
S. 180 19/24 0,000 18.10.24 102,61 -0,826
S. 181 20/25 0,000 11.04.25 103,00 -0,823
Unternehmensanleihen 06.08. 05.08.
2,25 Adidas 14/26 111,58 111,71
2,00 BASF 12/22 103,25 103,26
1,50 Daimler 03/26 107,74 107,84
2,375 Daimler 13/23 104,42 104,43
3,75 Dt. Bahn 10/25 116,10 116,23
2,00 Dt. Bahn 12/23 103,68 103,65
2,95 Dt. Post 12/22 102,92 102,95
4,875 Dt. Telekom 10/25 119,13 119,25
0,625 Dt. Telekom 17/24 103,22 103,00
0,875 E.ON 17/24 103,00 103,02
5,875 Fraport 09/29 138,00 138,00
1,00 Fresenius 20/26 104,84 104,97
0,75 Innogy Fin. 18/22 101,19 101,21
1,25 SAP SE 18/28 109,02 109,26
2,50 thyssenkr. 15/25 102,49 102,62
4,625 VW 14/26/unb. 115,00 114,94

1. Rational –75,50 WWWWWWWWWWW –7,33

Bochum. Mit einem gestiegenen Gewinn im
Rücken und einer Kampfansage an Speku-
lanten geht der Chef des größten deutschen
Wohnungskonzerns Vonovia, Rolf Buch, in
die neue Runde des Ringens um die Über-
nahme des Konkurrenten Deutsche Wohnen.
Bei einem Scheitern des neuen Übernahme-
angebots will Buch keinen weiteren Anlauf
unternehmen. „Das ist jetzt das letzte Ange-
bot“, sagte er.

Vonovia war im vergangenen Monat mit
seinem Übernahmeangebot für die Nummer
zwei auf dem deutschen Wohnungsmarkt
knapp an der Mindestannahmeschwelle von
50 Prozent gescheitert. „Wir haben aus den
Fehlern gelernt, die wir beim letzten Mal ge-
macht haben“, sagte Buch. Vonovia werde
sich „von einzelnen Aktionären nicht unter
Druck setzen lassen“, kündigte er. „Ich spre-
che nicht mit Spekulanten.“ Die Deutsche
Wohnen habe inzwischen überwiegend kurz-
fristig orientierte Aktionäre, so Buch. Eine

solche Struktur vertrage sich nicht mit der
Wohnungswirtschaft. „Wohnungsunterneh-
men eignen sich nicht für kurzfristige Spe-
kulationen“. Deshalb sei ein Erfolg des
neuen Übernahmeangebots „auch im Inter-
esse der gesamten deutschen Bevölkerung“.

Vonovia geht mit gut gefüllten Kassen in
den neuen Übernahmeversuch. Im ersten
Halbjahr legte der operative Gewinn (FFO)
im Jahresvergleich um 13 Prozent auf 765 Mil-
lionen Euro zu. Die Bochumer profitieren da-
von, dass sie ihren Wohnungsbestand mehr

und mehr in Städten mit wachsenden Bevöl-
kerungszahlen konzentrieren. Die Nachfrage
nach Wohnungen sei „ungebrochen hoch“,
sagte Buch. Der Verkehrswert des Immobi-
lienbestands erhöhte sich gegenüber dem
Vorjahreszeitraum um mehr als sieben Pro-
zent auf gut 63 Milliarden Euro. Die Mietein-
nahmen stiegen im ersten Halbjahr um 3,3
Prozent auf 1,17 Milliarden Euro.

Die Übernahme des Branchenzweiten
würde deshalb gut in das Konzept von Vono-
via-Chef Buch passen. Die Deutsche Wohnen
ist der größte Privatvermieter in der Haupt-
stadt: Rund 114.000 der insgesamt mehr als
155.000 Wohnungen stehen im Großraum
Berlin. Vonovia hat in Deutschland, Öster-
reich und Schweden rund 414.000 Wohnun-
gen.

Beim letzten Übernahmeversuch konnte
Buch Vorstand und Aufsichtsrat der Deut-
sche Wohnen an Bord holen, aber nicht alle
am Unternehmen beteiligten Hedgefonds.
Deren Spekulation auf einen höheren Preis
machte Buch fürs Scheitern verantwortlich.

Vonovia-Chef macht letztes Angebot
Wohnungskonzern steigert Gewinn deutlich und geht mit gut gefüllten Kassen in neuen Übernahmeversuch

von Claus Haffert

Der Dax kratzte
zum Wochen-
schluss an der
15.800-Punk-
te-Marke.Ander
Spitze der Bör-
senskala stan-
den dieses Mal
die Sorgenkin-
der Allianz,
Bayer und Sie-
mens Energy,
die Teile ihrer
Wochenverluste

aufholen konnten. Allianz profitierte von
einer leicht erhöhten Jahresprognose und
einem Aktienrückkaufprogramm. Zudem
fielendiemit Spannung erwarteten Zahlen
zumUS-Arbeitsmarkt besser aus als erwar-
tet. Fast eine Million Jobs außerhalb der
Landwirtschaft waren im Juli neu entstan-
den. Auch die Zahlen für Juni wurden nach
oben korrigiert.Die Arbeitslosenquote sank
auf von 5,9 auf 5,4 Prozent:Gut für dieWirt-
schaft, gut für Joe Biden.

Allianz ist der
Tagesgewinner

Carsten Brömstrup,
Leiter Anlagestrategie/
Wertpapiere, OLB

Fahnen mit dem
Schriftzug Vonovia
wehen vor der
Konzernzentrale des
Immobilienkonzerns.

FOTO: BERND THISSEN

Großes Plus im ersten Halbjahr

Kopenhagen. Der weltgrößte Reedereikon-
zern Maersk macht weiter Gewinn. Unter
dem Strich stand für die Dänen im zweiten
Quartal vor allem dank weiter außergewöhn-
licher Marktbedingungen im Ozeangeschäft
mit hohen Frachtraten und Mengen ein Plus
von 3,7 Milliarden Dollar (3,2 Milliarden
Euro). Das ließ den Nettogewinn im ersten
Halbjahr auf 6,5 Milliarden Dollar anschwel-
len, wie A. P. Møller-Mærsk mitteilte. Der
Umsatz nahm im zweiten Quartal um 58 Pro-
zent zum Vorjahreszeitraum auf 14,2 Milliar-
den Dollar zu. Aufs Halbjahr gerechnet lag
er bei 26,7 Milliarden Dollar.

Im Zuge der Zahlen hob Maersk seinen
Ausblick an. Das Ergebnis im dritten Quar-
tal werde voraussichtlich über dem Niveau
des zweiten liegen. Allerdings wies die Ree-
derei darauf hin, dass die Handelsbedingun-
gen für die darauffolgenden Zeiträume we-
gen der momentanen Nachfragesituation,
Engpässen und Unterbrechungen in den glo-
balen Lieferketten weiter überdurchschnitt-
lich hohen Schwankungen unterlägen.

Reederei Maersk
hebt Prognose an

DPA
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Luxemburg/Hamburg. Die RTL-Medien-
gruppe übernimmt die deutschen Magazin-
geschäfte und -marken des Hamburger Zeit-
schriftenverlags Gruner + Jahr. Der Ab-
schluss des Deals in Höhe von 230 Millionen
Euro ist für den 1. Januar 2022 vorgesehen,
teilte die RTL Group mit. Die Übernahme des
Kerngeschäfts von Gruner + Jahr vereinbar-
ten die RTL-Gruppe und der Konzern Ber-
telsmann, zu dem der Verlag gehört. Gruner
+ Jahr ist ein 100-prozentiges Tochterunter-
nehmen des Bertelsmann-Konzerns. Zu dem
Verlag zählen Titel wie „Stern“, „Geo“, „Bri-
gitte“, „Essen & Trinken“, „Schöner Wohnen“
und „Gala“ oder jüngere Marken wie „Chef-
koch“. 2020 lag der Umsatz des Zeitschriften-
verlags bei rund 1,14 Milliarden Euro.

Bertelsmann- und RTL-Chef Thomas Rabe
sagte, man wolle einen crossmedialen

„Champion“ schaffen. Dafür soll eine Orga-
nisation geschaffen werden, Details sollen
in den kommenden Monaten festgelegt wer-
den. Zusammengerechnet wären beide Ein-
heiten 2020 auf einen Umsatz von 2,63 Mil-
liarden Euro gekommen. Rabe betonte, dass
es sich bei der Zusammenführung nicht um
ein Kosten-, sondern ein Wachstumspro-
gramm handele.

„Es entsteht ein journalistisches Power-
house mit der Inhalte-Kompetenz von mehr
als 1500 Journalistinnen und Journalisten“,
sagte Rabe. Durch die Zusammenführung
könnten beide Seiten ihr Potenzial besser
ausschöpfen. In crossmedialen Redaktionen
sollen zum Beispiel exklusive Inhalte wie Do-
kumentationen entstehen. Das Ziel ist, grö-
ßere Recherchen über mehrere Mediengat-
tungen auszuspielen. Es wird voraussichtlich
übergreifende Ressorts geben, die Identität
der einzelnen Marken soll erhalten bleiben.

RTL übernimmt allerdings nicht alle Ge-
schäfte des Hamburger Verlags. So bleiben
bei Bertelsmann etwa die 25-Prozent-Betei-
ligung an der Spiegel-Gruppe und die Betei-

ligung an der DDV Mediengruppe, zu der die
„Sächsische Zeitung“ gehört.

Rabe zufolge bleibt Hamburg Sitz von Gru-
ner + Jahr. Es werde künftig eine Gruner +
Jahr Deutschland GmbH geben, auf die die
Kern-Publishing-Geschäfte des Verlags über-
tragen werden. Rund 1700 Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter werden in Hamburg und den
übrigen Standorten sitzen, darunter 800
Journalisten. Große Umzugsaktionen seien
nicht geplant. Der Deutsche Journalistenver-
band forderte von der RTL Group, dass nach
der Übernahme die journalistischen Arbeits-
plätze in Hamburg und Berlin und deren Ta-
rifbindung erhalten bleiben.

An der börsennotierten RTL Group, die in
mehreren Ländern tätig ist, hält Bertels-
mann die Mehrheit. Die Sendergruppe
steuert im Bertelsmann-Konzernportfolio
den vergleichsweise größten Umsatzanteil
bei. Die RTL Group geht davon aus, dass der
eigene Umsatz im Jahr 2021 bei 6,5 Milliar-
den Euro liegen werde. Im Februar war be-
kanntgeworden, dass die Mediengruppe RTL
Deutschland und der Hamburger Zeitschrif-
tenverlag eine stärkere Zusammenarbeit
ausloten. Das Ziel war neben einer engeren
Kooperation auf verschiedenen Feldern auch
die Entwicklung einer gemeinsamen Wachs-
tumsstrategie.

Bertelsmann setzt schon länger auf die in-
haltliche Verzahnung von Unternehmensbe-
reichen. Im Medienbereich ist das deutlich
zu sehen: Zeitschriftenmarken, TV und der
Audiobereich tauschen Inhalte aus und ge-
hen für Projekte Kooperationen ein. So ent-
stehen gemeinsame Dokus oder Podcasts.
Dahinter steht die Strategie „Champions“ –
also Größe in einem Marktumfeld. Bertels-
mann-Chef Rabe betonte zuletzt immer wie-
der, dass er nationale „Champions“ in euro-
päischen Märkten schaffen wolle, um so
auch internationalen Streamingkonkurren-
ten wie Netflix und Amazon regional etwas
entgegensetzen zu können.

RTL kauft Großteil von Gruner + Jahr

Die RTL-Mediengruppe übernimmt das Magazingeschäft von Gruner + Jahr (hier das Verlagsgebäude in Hamburg). FOTO: CHRISTIAN CHARISIUS/DPA

von AnnA Ringle

Die deutsche Autobranche vor der Messe „IAA Mobility“
Fahrerlose Fahrzeuge, Carsharing und Co.: Hersteller müssen umdenken und sich auf neue Trends einstellen

München/Hannover. Es sieht so aus, als sei
die Autoindustrie trotz einiger Schrammen
bisher recht gut durchs Corona-Tief gekom-
men. Manche Hersteller machen sogar schon
wieder stattliche Gewinne. Jenseits der ak-
tuellen Nachfrage ändert sich das Verhältnis
vieler Verbraucher zum Fahrzeug jedoch
spürbar – ein Trend, der auch die großen
Messen zum Umdenken zwingt. Wo steht die
Branche kurz vor der „neuen“ IAA?

Schaut man auf die Verkäufe, könnte sich
das vom ersten Lockdown geprägte zweite
Quartal 2020 möglicherweise als einmaliger
Einbruch erweisen. Bereits seit Mitte vori-
gen Jahres geht es mit dem Absatz vieler
Autobauer wieder aufwärts. Das schlägt sich
auch in höheren Gewinnen nieder: Volkswa-

gen, Daimler und BMW verdienten im ersten
Halbjahr 2021 deutlich mehr als in der ersten
Hälfte des Vor-Corona-Jahres 2019. Sorgen
machen der Branche Produktionsunterbre-
chungen wegen fehlender Halbleiter, stei-
gende Rohstoffpreise und eine mögliche wei-
tere Corona-Welle.

Die größte Unbekannte ist derzeit die Lie-
ferkrise bei Elektronik-Bauteilen. Von der
Motorsteuerung über das Navi und Radio bis
zum Fensterheber und erst recht in neuer
Vernetzungstechnik – überall sind Compu-
terchips. In der Flaute 2020 hatten viele
Autobauer die Bestellungen vorschnell zu-
sammengestrichen. Die Hersteller von Halb-
leitern orientierten sich um, etwa zur Unter-
haltungselektronik – ihre Ex-Abnehmer sit-
zen nun teils auf dem Trockenen. Die Folgen
des Mangels könnten sich länger hinziehen,

manche Prognosen gehen sogar von mehre-
ren Jahren aus.

Autokäufer müssen deshalb schon jetzt oft
länger auf den bestellten Wagen warten oder
auf Zusatzausstattungen verzichten. Vor-
handene Chips werden im Zweifel in Ober-
klassewagen mit hoher Gewinnspanne ein-
gebaut und in E-Autos, um die CO2-Vorgaben
zu erfüllen. Weil die Nachfrage das Angebot
übersteigt, werden Autos eher teurer.

Bis das fahrerlose Auto Alltag ist, wird es
noch dauern, aber es wird die Branche um-
krempeln. Die Autobauer wollen nicht nur
das Blechkleid für Dienstleistungen von
Google, Apple, Huawei und Co. liefern. Wenn
Kunden überall online sind, wird das Fahr-
zeug zum rollenden Unterhaltungs- und
Kommunikationsgerät. Milliarden fließen in
die Entwicklung von Schnittstellen, über die

Nutzungsdaten, persönliche Dienste und
Software-Updates ausgetauscht werden.

Ein zweiter Megatrend: Wer mobil sein
will, muss nicht unbedingt ein Auto besit-
zen. Man kann es auch dann leihen, wenn
man es braucht. Die Konzerne erproben da-
her viele Modelle - vom minutengenau ab-
gerechneten Carsharing in Großstädten über
Auto-Vermietung, Fahr- und Taxidienste bis
zu Kurzzeit-Abos und flexiblem Leasing.

Antriebe mit hohem CO2-Ausstoß haben
mittelfristig kaum noch Chancen. Ein Bau-
stein für klimafreundlichen Verkehr ist eine
engere Vernetzung mit anderen Verkehrsträ-
gern wie Bus und Bahn, Fahrrad und E-Scoo-
ter. Diese Einsicht war ein entscheidender
Grund, warum die IAA nun nicht mehr als
reine Autoausstellung auftritt, sondern als
Mobilitätsmesse.

von J. PeteRmAnn und R. losch

Öl und Kraftstoff legen kräftig zu

Heidelberg. Die Haushalte in Deutschland
müssen für Energie deutlich mehr ausgeben
als vor Jahresfrist. Die Kosten für Heizung,
Strom und Sprit sind nach Berechnungen des
Vergleichsportals Verivox in den vergange-
nen zwölf Monaten um 18 Prozent gestiegen.

Bei einem Musterhaushalt mit einem Wär-
mebedarf von 20.000 Kilowattstunden,
einem Stromverbrauch von 4000 Kilowatt-
stunden und einer Fahrleistung von 13.300
Kilometern im Jahr mache das zusätzliche
Kosten von 618 Euro aus. Im Juli 2020 habe
diese Energiemenge 3422 Euro pro Jahr ge-
kostet, in diesem Juli seien es 4040 Euro.

„Einen ähnlich starken Preisanstieg hat es
zuletzt im Jahr 2005 gegeben, als der Wirbel-
sturm Katrina die Ölpreise erstmals auf über
70 Dollar pro Barrel trieb“, sagte Thorsten
Storck, Energieexperte bei Verivox. Auch
diesmal sind die Kosten für Heizöl und Kraft-
stoffe besonders kräftig geklettert. Das Hei-
zen mit Öl verteuerte sich den Angaben zu-
folge auf Jahressicht um gut 56 Prozent. An
der Zapfsäule mussten Autofahrerinnen und
Autofahrer im Juli im mengengewichteten
Durchschnitt 24,3 Prozent mehr fürs Tanken
ausgeben. Auch im August ging der Preisan-
stieg laut ADAC trotz gesunkener Rohöl-
preise weiter. Vergleichsweise gering ist der
Preisanstieg beim Strom. Hier ermittelte Ver-
ivox einen Aufschlag von 4,8 Prozent.

Energiekosten um
18 Prozent gestiegen

Das Heizen mit Öl verteuerte sich innerhalb
eines Jahres um 56 Prozent. FOTO: DPA/ARCHIV

von clAus hAffeRt

6,5
Milliarden Euro Umsatz

erwartet die RTL Group im Jahr 2021.

Hamburg. Die für die in den „Cum Ex“-Skan-
dal verwickelte Warburg Bank zuständige Fi-
nanzbeamtin hat eine Einflussnahme der
Politik bei der Rückforderung von Kapital-
ertragsteuern zurückgewiesen. Bei ihrer Be-
fragung im Parlamentarischen Untersu-
chungsausschuss der Hamburgischen Bür-
gerschaft beantwortete sie alle Fragen zu
einer möglichen Einflussnahme auf den
Steuerfall von außen mit „Nein“. Die Bedeu-
tung der Hamburger Privatbank für die Stadt
habe bei der Beurteilung des Falles keine
Rolle gespielt. Sie habe auch keine Kontakte
zu anderen Behörden oder Personen gehabt,
die mit der Bank zu tun hatten. Dass sich der
damalige Hamburger Bürgermeister und
heutige SPD-Kanzlerkandidat und Bundes-
finanzminister Olaf Scholz 2016 und 2017
mehrfach mit den Miteigentümern der Bank
getroffen hatte, sei ihr nicht bekannt gewe-
sen. Der Ausschuss will den Vorwurf einer
Einflussnahme führender SPD-Politiker auf
die steuerliche Behandlung der Warburg
Bank klären.

„Cum Ex“: Beamtin
weist Vorwurf zurück

DPA

Die Mediengruppe will Kompetenzen bündeln und internationalen Konkurrenten Druck machen

ANZEIGE

Seebühne Bremen
Das Open-Air-Highlight 2021 an der Waterfront

> Corona-konform geplant

> Veranstaltungen aller Genres

> u.a. mit jazzahead! feat., Reinhold Beckmann,
Melodie des Lebens, Wirtz u.v.m.

Tickets erhalten Sie hier:

Noch bis zum 22. August 2021 erleben
nordwest-ticket.de

04 21 / 36 36 36

3 €
AboCard-
Rabatt

Pressehaus Bremen und
regionale Zeitungshäuser


